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Außerhalb der Tagesordnung: 

Billigung von Niederschriften 
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die 88. und 89. Sitzung.  
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Tagesordnungspunkt 1:  

Vorstellung des Jahresberichtes des Nieder-

sächsischen Landesrechnungshofs 2020 zur 

Haushalts- und Wirtschaftsführung - Bemer-

kungen und Denkschrift zur Haushaltsrech-

nung des Landes Niedersachsen für das 

Haushaltsjahr 2018 - (Teil 1) 

Unterrichtung durch den Niedersächsischen Lan-

desrechnungshof - Drs. 18/6600 

 

Vorstellung des Jahresberichts durch die Prä-

sidentin Dr. von Klaeden  

Präsidentin Dr. von Klaeden (LRH): Zunächst 

einmal herzlichen Dank, dass ich Ihnen heute den 

ersten Teil des Jahresberichts 2020 des Nieder-

sächsischen Landesrechnungshofs vorstellen 

darf. Sie wissen: Der Landesrechnungshof hat 

entschieden, den diesjährigen Jahresbericht in 

zwei Teilen zu veröffentlichen. Heute stelle ich 

Ihnen den ersten Teil vor, in dem wir die Ergeb-

nisse der Prüfung der Haushaltsrechnung 2018 

und des Nachweises über das Vermögen, die 

Schulden und die Verpflichtungsermächtigungen 

darlegen. Weitere Themen sind die Schulden-

bremse und die NORD/LB, für die Ende des Jah-

res 2019 umfangreiche Kapitalmaßnahmen be-

schlossen wurden.  

Darüber hinaus halten wir als Senat es in diesem 

Jahr für geboten, Ihnen schon jetzt - und nicht 

erst im Rahmen der Einbringung des Haushalts-

planentwurfs im Herbst - erste Empfehlungen aus 

Sicht der Finanzkontrolle für das Haushaltsauf-

stellungsverfahren 2021 zu geben.  

Den zweiten Teil des Jahresberichts mit weiteren 

Einzelergebnissen unserer Prüfungen werden wir 

Ihnen am 2. September vorstellen - an dieser 

Stelle noch einmal herzlichen Dank dafür, dass 

das so möglich ist -, sodass aus unserer Sicht im 

Herbst noch ausreichend Zeit ist, um die Einzel-

ergebnisse im Unterausschuss „Prüfung der 

Haushaltsrechnungen“ zu beraten.  

Beginnen möchte ich mit unseren Feststellungen 

zur Prüfung der Haushaltsrechnung und der Prü-

fung des Nachweises über das Vermögen und die 

Schulden für das Jahr 2018 - also dem Bereich, 

der von besonderer Bedeutung für die Entlastung 

der Landesregierung ist. Auch in diesem Jahr 

können wir im Ergebnis die Aussage treffen, dass 

die Haushaltsrechnung alle Angaben enthält, die 

nach dem Gesetz für die Entlastung der Landes-

regierung erforderlich sind. Unsere Prüfung der 

Haushaltsrechnung und des Nachweises über 

das Vermögen und die Schulden hat ebenfalls 

keine Beanstandungen ergeben.  

In zwei Bereichen allerdings sehen wir Hand-

lungsbedarfe unter dem Gesichtspunkt des par-

lamentarischen Budget- und Kontrollrechts: So 

halten wir es für erforderlich, dass die Entwick-

lung der Ausgabereste stärker in den Blick ge-

nommen wird als bisher. Es ist auffällig, dass die 

Ausgabereste seit dem Jahr 2015 kontinuierlich 

gestiegen sind. Im Haushaltsjahr 2018 wurden 

Ausgabereste in Höhe von rund 1,4 Mrd. Euro 

gebildet. Für das Jahr 2019 ist erneut eine Stei-

gerung um rund 200 Mio. Euro zu verzeichnen. 

Wir sehen diese Entwicklung kritisch, weil die Hö-

he der Ausgabereste ein Indiz dafür sein kann, 

dass dem Grundsatz der bedarfsgerechten Ver-

anschlagung nicht ausreichend Rechnung getra-

gen wird.  

Zudem ist auffällig, dass dem Grundsatz der Ein-

zelveranschlagung nicht immer ausreichend 

Rechnung getragen wird. Dieser fordert, dass für 

denselben Zweck weder Ausgaben noch Ver-

pflichtungsermächtigungen bei verschiedenen Ti-

teln veranschlagt werden sollen. Auch dieser 

Grundsatz sichert das parlamentarische Budget-

recht, deswegen ist er für uns von besonderer 

Bedeutung.  

Als Ausnahme von diesem Grundsatz ist es mög-

lich, im Haushaltsplan einen Haushaltsvermerk 

auszubringen, nach dem Ausgaben für denselben 

Zweck aus verschiedenen Titeln geleistet werden 

dürfen - das ergibt sich aus § 35 Abs. 2 der Lan-

deshaushaltsordnung (LHO).  

Bei exemplarischer Durchsicht des Haushaltspla-

nentwurfs 2020 fiel uns auf, dass bei rund 11 % 

aller Titel ein solcher Haushaltsvermerk ausge-

bracht war. Nicht ausreichend erläutert war, wel-

che weiteren Titel Ansätze mit derselben Zweck-

bindung enthielten. Mit den Folgen der Inan-

spruchnahme eines solchen Haushaltsvermerks 

nach § 35 Abs. 2 LHO befassten wir uns u. a. im 

Jahresbericht 2019. Im Beitrag „Mehrfachförde-

rungen wohlfahrtspflegerischer Aufgaben“ zeigten 

wir auf, dass solche isolierten Haushaltsvermerke 

das Risiko von Mehrfachförderungen zur Folge 

hatten. Der wirtschaftliche und sparsame Mitte-

leinsatz war deshalb aus unserer Sicht nicht ge-

währleistet.  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06600.pdf
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Was folgt daraus? Um das Budgetrecht des Par-

laments zu sichern, halten wir es für erforderlich, 

die ausgebrachten Haushaltsvermerke zu über-

prüfen mit dem Ziel, sie möglichst zu reduzieren 

und in den Erläuterungen jeweils einen Hinweis 

aufzunehmen, ob und gegebenenfalls an welcher 

Stelle und in welcher Höhe Mittel für denselben 

Zweck veranschlagt sind.  

Ich komme nun zu einem der Kernthemen der Fi-

nanzkontrolle: der Schuldenbremse - wir befinden 

uns in diesem Jahr im ersten Jahr der Schulden-

bremse - und der Nutzung der Ausnahmetatbe-

stände. Aus Sicht der Finanzkontrolle ist das 

Neuverschuldungsverbot zur Gewährleistung ei-

ner nachhaltigen Finanzpolitik unverzichtbar. Wir 

begrüßen daher, dass der Landtag die Schulden-

bremse in der Verfassung und der LHO geregelt 

und umgesetzt hat.  

Zugleich ist das Jahr 2020 das erste Jahr, in dem 

von den gesetzlich geregelten Ausnahmetatbe-

ständen Gebrauch gemacht werden musste. Es 

zeigt sich, dass es richtig war, dass das Land die 

Möglichkeit genutzt hat, Ausnahmetatbestände in 

Verfassung und LHO zu regeln. Hiermit ist die 

Handlungsfähigkeit in der Krise grundsätzlich si-

chergestellt.  

Zu dem zur Bewältigung der COVID-19-Pan-

demie errichteten Sondervermögen haben wir un-

sere Bedenken bereits im Rahmen der Beratung 

des entsprechenden Gesetzentwurfs geäußert. 

Unsere Kritik an diesem Sondervermögen dem 

Grunde nach und in seiner Ausgestaltung möchte 

ich hier daher nicht im Detail wiederholen. Auch 

aus unserer Sicht war es zum Zeitpunkt des ers-

ten Nachtragshaushalts - im März 2020 - so, dass 

die Tatbestandsvoraussetzungen einer außerge-

wöhnlichen Notlage vorlagen. Während des lau-

fenden Haushaltsjahres ist es naturgemäß 

schwierig bzw. fast unmöglich, in größerem Um-

fang umzusteuern. Eine Finanzierung der zusätz-

lichen Bedarfe auch über eine Kreditermächti-

gung war daher folgerichtig.  

Aber - und darauf legen wir als externe Finanz-

kontrolle besonderes Augenmerk - es darf nicht 

aus dem Blick geraten, dass die verfassungs-

rechtlich geregelten Ausnahmetatbestände im 

Sinne des grundsätzlichen Neuverschuldungs-

verbots restriktiv in Anspruch genommen werden 

sollten. Hierin sind wir uns offenbar auch mit dem 

Finanzministerium einig, was wir sehr begrüßen. 

Aber bei der Frage, welche Anstrengungen das 

Land sonst noch auf sich nehmen muss, um die 

Kreditaufnahme der Höhe nach zu begrenzen, 

gehen unsere Meinungen auseinander.  

Aus Sicht der Finanzkontrolle ist zu fordern, dass 

das Land alle zumutbaren Anstrengungen unter-

nimmt, um die Kreditaufnahme zu beschränken. 

Hierzu gehört nach unserer Überzeugung auch 

die Verwendung des Haushaltsüberschusses 

2019 - darauf haben wir auch in unserer Stel-

lungnahme zum Sondervermögen hingewiesen.  

Hierbei geht es uns nicht um die grundsätzliche 

Frage, ob die Landesregierung an sich befugt ist, 

über den Haushaltsüberschuss des Vorjahres zu 

entscheiden. Die aktuelle Entscheidung über die-

sen Überschuss in Höhe von 550 Mio. Euro ist 

aus unserer Sicht vielmehr im zeitlichen und 

sachlichen Kontext zu betrachten:  

Die Landesregierung beschloss gleichzeitig mit 

dem Gesetzentwurf zur Errichtung des Sonder-

vermögens, Mittel aus dem kurz zuvor festgestell-

ten Überschuss des Haushaltsjahres 2019 in Hö-

he von insgesamt 550 Mio. Euro nicht für die Be-

wältigung der COVID-19-Pandemie einsetzen zu 

wollen. Zu diesem Zeitpunkt befanden wir uns – 

genau wie jetzt - noch mitten in der Krise. Der 

erste Nachtrag, mit dem ein erheblicher zusätzli-

cher Mittelbedarf festgestellt wurde, der in Höhe 

von 1 Mrd. Euro kreditfinanziert werden sollte, lag 

gerade etwas mehr als einen Monat hinter uns. 

Zugleich wurde bereits ein weiterer pandemiebe-

dingter Nachtrag für Ende Juni angekündigt - 

auch mit einer deutlichen Kreditaufnahme, zu-

mindest den Erwartungen nach.  

Nimmt man all dies zusammen, ist es aus Sicht 

der Finanzkontrolle nicht nachvollziehbar, wenn 

das Land in dieser Situation einen vorhandenen 

Haushaltsüberschuss für andere politische Priori-

täten einsetzen will und nicht zur Bewältigung der 

Pandemie bzw. zur Begrenzung der Kreditauf-

nahme. Für uns wird es im weiteren Verlauf auch 

darauf ankommen, wie die Landesregierung den 

weiteren Mittelbedarf im Rahmen des zweitens 

Nachtrags und mögliche Finanzierungsalternati-

ven darlegt und begründet.  

Auf das Land kommen in nächster Zeit nicht nur 

erhebliche pandemiebedingte Mehrausgaben zu. 

Nach der Mai-Steuerschätzung werden im Zeit-

raum 2020 bis 2024 für das Land zudem Steuer-

mindereinnahmen von rund 8 Mrd. Euro erwartet. 

Die Herausforderungen in diesem Jahr sind wirk-

lich enorm. Deswegen haben wir uns als Landes-
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rechnungshof entschlossen, den Haushalt 2021 

schon jetzt stärker in den Blick zu nehmen.  

Wir meinen, es muss jetzt mehr denn je Ziel des 

Landes sein, durch Konsolidierungsmaßnahmen 

Einsparungs- und Optimierungspotenzial zu er-

schließen - und dies nicht nur, um die Kreditauf-

nahme zu reduzieren, sondern auch, um sich 

Handlungsspielräume zu eröffnen.  

Wir schlagen vor - ich komme zu unseren Emp-

fehlungen -, bei der Haushaltsaufstellung 2021 

verstärkt aufgabenkritische Aspekte zu berück-

sichtigen. Über dieses Thema haben wir hier im 

Ausschuss schon mehrfach diskutiert. Eine um-

fassende und systematische Aufgabenkritik mit 

konkreten Handlungsaufträgen ist aus unserer 

Sicht auch im Interesse einer nachhaltigen Haus-

haltskonsolidierung nach wie vor dringend erfor-

derlich. Wichtig ist dies auch deswegen, weil im 

Landeshaushalt nach wie vor deutliche Risiken 

schlummern, die sich gerade in Anbetracht der 

erwarteten Rezession mit höherer Wahrschein-

lichkeit realisieren könnten. Die wesentlichen Ri-

siken auf der Ausgabenseite sind hinlänglich be-

kannt: Hierzu gehören neben den Personalaus-

gaben und den Versorgungslasten auch die Zins-

ausgaben angesichts eines Schuldenstandes von 

rund 60 Mrd. Euro.  

Zu diesen Risikofaktoren gehört wegen der hohen 

Garantieübernahmen von über 6,5 Mrd. Euro in 

besonderem Maße aber auch das Engagement 

des Landes bei der NORD/LB. Die getroffene 

Entscheidung wird nur dann die wirtschaftlichste 

und beste Lösung sein, wenn das Land nicht oder 

nur in vergleichsweise geringem Umfang aus den 

übernommenen Garantien sowohl für die Kapital-

zuführungen und Unternehmenskäufe als auch 

die Kreditportfolien in Anspruch genommen wer-

den wird. Gleichzeitig muss der Bank die nun ein-

geleitete Umstrukturierung in einem noch schwie-

rigeren Umfeld als zuvor gedacht gelingen.  

Ob sich das Geschäftsmodell der NORD/LB, um 

das lange gerungen worden ist, unter diesen 

Rahmenbedingungen bewähren kann, ist von al-

len Beteiligten stetig zu überprüfen. Umso mehr 

sieht der Landesrechnungshof das Erfordernis 

der optimalen Nutzung der Instrumente des Betei-

ligungsmanagements und größtmöglicher Trans-

parenz gegenüber dem Parlament seitens der 

Landesregierung.  

Wir sehen aber sowohl für das Jahr 2020 als 

auch für das Jahr 2021 nicht nur Risiken, sondern 

auch Chancen. Für die Kenner unserer Jahresbe-

richte werden unsere Empfehlungen voraussicht-

lich keine Überraschung sein. Wir glauben aber, 

dass es richtig ist, sie jetzt zu wiederholen, weil 

sie in der Krise aus unserer Sicht mehr denn je an 

Bedeutung gewonnen haben.  

Auf drei der Bereiche, die aus unserer Sicht 

Chancen und Risiken bieten, möchte ich exemp-

larisch besonders eingehen, und zwar auf die Di-

gitalisierung, die Landesbeteiligungen und die 

Hochschulmedizin.  

Ein Bereich, der viele Chancen für den Landes-

haushalt bietet, ist der Bereich der Digitalisierung, 

der aktuell einen unglaublichen Schub erfährt. Die 

Dynamik bei diesem Thema haben wir alle sicher-

lich noch zu Beginn des Jahres nicht erwartet. 

Das Land hat hier mit dem Sondervermögen Digi-

talisierung einen Schwerpunkt gesetzt. Wir be-

grüßen es sehr, dass die Landesregierung bereits 

erste Anpassungen am Maßnahmenfinanzie-

rungsplan für das Sondervermögen vorgenom-

men hat. Wir empfehlen, zu prüfen, ob noch wei-

tere Anpassungsbedarfe bestehen. Insbesondere 

sollte geprüft werden, ob die Prioritäten mit Blick 

auf einen möglichst effektiven und wirtschaftli-

chen Mitteleinsatz neu oder anders zu setzen 

sind. Darüber hinaus sollte die Landesregierung 

beim Einsatz der Mittel im Blick behalten, welche 

Digitalisierungsprojekte nach ihrer Umsetzung zu 

einem wirklich nachhaltigen Mitteleinsatz führen 

können.  

Besondere Risiken sehen wir auch im Bereich der 

Landesbeteiligungen insgesamt auf das Land zu-

kommen. Die Risiken im Zusammenhang mit der 

NORD/LB habe ich bereits erwähnt. Doch auch 

bei weiteren Beteiligungen des Landes stellen 

sich Fragen zur wirtschaftlichen Entwicklung und 

damit zusammenhängenden Risiken. Dies betrifft 

zum einen die Auswirkungen des unmittelbaren 

Einbruchs der Geschäftstätigkeit wie etwa bei der 

Deutschen Messe und dem Flughafen Hannover-

Langenhagen. Wegen der erwarteten schweren 

Rezession werden auf die Landesbeteiligungen in 

ihrer gesamten Breite enorme Herausforderungen 

zukommen. Wir empfehlen daher, das kommende 

Haushaltsaufstellungsverfahren für eine Be-

standsaufnahme und für die Herstellung von 

Transparenz bezüglich der Herausforderungen für 

die Landesbeteiligungen zu nutzen.  

Besondere Chancen, angesichts der sich drama-

tisch verschlechternden Haushaltslage aber auch 

besondere Risiken sehen wir im Bereich der 
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Hochschulmedizin - Stichworte „UMG“ und 

„MHH“. Auch dieses Thema treibt den Landes-

rechnungshof seit Jahren um; dazu haben wir 

schon mehrfach Stellung genommen. Unser 

Hauptkritikpunkt hier ist nach wie vor, dass es 

kein tragfähiges Gesamtkonzept zur künftigen 

Struktur der Hochschulmedizin in Niedersachsen 

gibt. Es ist immer noch offen, wie die Finanzie-

rungslücke für die Neubauten der MHH und der 

UMG von bis zu 3 Mrd. Euro geschlossen werden 

kann. Auf diese Lücke haben wir bereits mehrfach 

hingewiesen.  

Aber auch z. B. bei der European Medical School 

sehen wir zusätzliche Investitionsbedarfe.  

Bereits vor der COVID-19-Pandemie - also unter 

stabilen haushaltswirtschaftlichen Rahmenbedin-

gungen - war ungeklärt, wie die vorgenannten 

Zusatzbedarfe finanziert werden sollen. Durch die 

sich aktuell dramatisch verschlechternde Haus-

haltslage erhöhen sich die Finanzierungsrisiken 

deutlich. Die Landesregierung muss daher zeit-

nah ein Gesamtkonzept für die Hochschulmedizin 

in Niedersachsen erstellen und festlegen, welche 

Hochschulen und Ausbaumaßnahmen im Sinne 

einer Priorisierung vorrangig zu berücksichtigen 

sind - dazu gibt es aus unserer Sicht keine Alter-

native. Notlösungen in diesem Bereich würden 

weder dem Ausbildungs- und Forschungsstandort 

Niedersachsen noch den Anforderungen an eine 

sachgerechte Krankenversorgung gerecht wer-

den.  

Insgesamt bleibt festzustellen: Finanzkontrolle ist 

und bleibt wichtig, gerade in Krisenzeiten. Natür-

lich werden wir auch im Rahmen unserer Prüfun-

gen die Abwicklung und Umsetzung der COVID-

19-Maßnahmen in den Blick nehmen. Klar ist, 

dass jetzt gehandelt werden muss und dass auch 

Fehler passieren können. Unsere Aufgabe wird 

es sein, mit dem gebotenen Augenmaß eine re-

trospektive Betrachtung und Bewertung der Ab-

wicklung der Maßnahmen vorzunehmen, um hie-

raus im Interesse des Landes konkrete Empfeh-

lungen für die Zukunft ableiten zu können. 

 

Aussprache 

Abg. Christian Grascha (FDP): Vielen Dank für 

Ihren Vortrag und für die Arbeit, die Sie und Ihre 

Kolleginnen und Kollegen vom Landesrech-

nungshof geleistet haben. Daran, dass Sie den 

Jahresbericht in zwei Teilen veröffentlichen, was 

nachvollziehbar und völlig in Ordnung ist, sieht 

man, dass auch Sie sich in einer Sondersituation 

befinden.  

Grundsätzlich möchte ich anmerken, dass Ihre 

Arbeit in dieser Zeit noch viel wichtiger wird. Denn 

in der aktuellen Krisensituation spielt die Endlich-

keit der zur Verfügung stehenden Mittel kaum ei-

ne Rolle. Aber irgendwann werden wir wieder 

verschärft ein Auge darauf haben müssen; denn 

das Geld steht tatsächlich nicht unendlich zur 

Verfügung, und der Staat kann nicht für alle Aus-

gaben aufkommen; er kann nicht alle Risiken ab-

federn und alle Umsätze, die verloren gegangen 

sind, ausgleichen. Das werden wir sicherlich in 

den nächsten Wochen und Monaten sehen. Zu-

mindest meine Fraktion ist an Ihrer Seite, wenn 

es darum geht, auf einen sorgsamen Umgang mit 

Steuergeld zu achten. Ich bin der festen Über-

zeugung, dass dieses Augenmerk in der Debatte 

zukünftig wieder eine größere Rolle spielen muss 

und hoffentlich auch wird.  

Auf einige konkrete Punkte möchte ich an dieser 

Stelle eingehen.  

Dass die Ausgabereste immer stärker ansteigen, 

hat mich nicht überrascht; das erleben wir schon 

seit einigen Jahren. Überrascht hat mich dagegen 

schon, dass bei rund 11 % aller Titel ein Haus-

haltsvermerk ausgebracht ist, wonach Ausgaben 

für denselben Zweck aus verschiedenen Titeln 

geleistet werden dürfen. Das trägt sicherlich, wie 

Sie gesagt haben, nicht zur Transparenz bei. 

Auch stellt sich die Frage, inwiefern dies beim 

Haushaltsvollzug eine Bedeutung hat, ob also im 

Rahmen des Haushaltsvollzugs aus mehreren Ti-

teln für einen Zweck Mittel abgeflossen sind. Ich 

bitte Sie, dazu noch etwas auszuführen.  

Sie haben das Thema Notsituation angespro-

chen. Als wir im letzten Jahr die Schuldenbremse 

verabschiedet haben, haben wir in der Tat nicht 

damit gerechnet, dass wir so schnell in eine Not-

situation geraten. Dass es zu einer Pandemie 

kommen könnte, hat damals niemand vermutet. 

Grundsätzlich ist das ein sehr spannendes The-

ma; denn hinsichtlich der Möglichkeit der Neuver-

schuldung besteht ja sozusagen eine Konkur-

renzsituation zweier Faktoren. Zum einen besteht 

die Möglichkeit des Ausgleichs des Haushalts 

durch Einnahmen aus Krediten bei einer von der 

Normallage abweichenden konjunkturellen Ent-

wicklung - die in diesem Fall durch die Pandemie 

verursacht wurde -, und zum anderen besteht 

diese Möglichkeit im Fall von außergewöhnlichen 
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Notsituationen. Allerdings wird es ja meistens der 

Fall sein, dass ein Ereignis zu einer entsprechen-

den konjunkturellen Entwicklung führt. In diesem 

Zusammenhang stellt sich die Frage, wofür die 

entsprechenden Mittel ausgeben werden können.  

Da ist aus meiner Sicht die Begründung zum Ge-

setz über die Schuldenbremse ziemlich eindeutig. 

Dort steht:  

„Das Erfordernis der erheblichen Beeinträchti-

gung der Finanzlage bezieht sich auf den Fi-

nanzbedarf zur Beseitigung der aus einer Na-

turkatastrophe resultierenden Schäden und 

etwaigen vorbeugenden Maßnahmen. Glei-

ches gilt zur Bewältigung und Überwindung 

einer außergewöhnlichen Notsituation.“ 

Das heißt: Ein einfacher Einbruch der Steuerein-

nahmen kann noch kein Grund dafür sein, Kredite 

aufzunehmen. Und es muss schon nachgewiesen 

werden, inwiefern die Mittel aus Krediten, die auf-

grund einer Notsituation aufgenommen werden, 

konkret zur Beseitigung dieser Notsituation ge-

nutzt werden. Beim ersten Nachtragshaushalt war 

das unstrittig. Spannend werden die entspre-

chenden Darlegungen beim angekündigten zwei-

ten Nachtragshaushalt und auch beim Haushalt 

2021. Die ganze Situation darf nicht zu einer Ma-

ximierung der Neuverschuldung führen. Ich gebe 

dem Landesrechnungshof ausdrücklich recht: Die 

aufgebaute Rücklage muss auf jeden Fall schon 

beim zweiten Nachtragshaushalt verwendet wer-

den. Alles andere würde zumindest dem Geist der 

Regelung in der Verfassung widersprechen.  

Frau von Klaeden, Sie haben auch das Thema 

Landesbeteiligungen angesprochen, in denen 

nun noch mehr Risiken schlummern, als wir es im 

letzten Jahr - vor allem mit Blick auf die NORD/LB 

- diskutiert haben. Damals waren die Risiken eher 

abstrakt, jetzt sind sie schon konkreter. Unter 

dem Strich muss man sicherlich feststellen, dass 

es jetzt mehr Risiken gibt.  

Ich teile auch Ihre Haltung beim Thema Aufga-

benkritik. Zwischenzeitlich gab es einen Bericht 

der Regierungskommission, der aus meiner Sicht 

eher enttäuschend war. Wie bewerten Sie die Er-

gebnisse dieses Berichts bzw. die Arbeit der 

Kommission? Im Unterausschuss „Prüfung der 

Haushaltsrechnungen“ gab es damals bei der Be-

ratung dieses Themas ja einen Dissens zwischen 

dem Landesrechnungshof und der Landesregie-

rung.  

Auch beim Thema Hochschulmedizin ist die Lan-

desregierung jetzt am Zug, ein Finanzierungskon-

zept vorzulegen. Denn in den nächsten Jahren 

wird man es vermutlich nicht schaffen, dem Son-

dervermögen zusätzliche Mittel zuzuführen. Man 

ist ja einmal davon ausgegangen, dass dem Son-

dervermögen insgesamt 2 Mrd. Euro zugeführt 

werden, aber bis jetzt ist es nach wie vor nur 

1 Mrd. Euro. Das heißt, die Zielmarke, die man 

sich ursprünglich vorgenommen hat, wird man in 

den nächsten Jahren nicht erreichen. Umso wich-

tiger ist es, jetzt über alternative Finanzierungs-

modelle nachzudenken. Und dass eine gute 

Hochschulmedizin dringend erforderlich ist, ist ja 

nicht erst seit dieser Krise unstrittig. Wir brauchen 

einen Gesamtplan und eine Gesamtfinanzierung 

und müssen gegebenenfalls auf Finanzierungsin-

strumente zurückgreifen, die wir bisher noch nicht 

in Betracht gezogen haben.  

Abg. Peer Lilienthal (AfD): Frau Dr. von Klaeden, 

zunächst ganz herzlichen Dank für die persönli-

che Vorstellung des Jahresberichts.  

Ich habe bei der Lektüre des Berichts auch noch 

einmal in den Rückspiegel geschaut und überlegt, 

ob das, was man heute weiß, noch zu dem passt, 

was man vor allem im Rahmen des ersten Nach-

tragshaushalts entschieden hat, ob man also die 

damaligen Entscheidungen heute noch genauso 

treffen würde. Im Rahmen der Verabschiedung 

des ersten Nachtragshaushalts wurden wir von 

unserer eigenen Basis recht heftig kritisiert - das 

passiert öfter einmal, wenn wir Dingen zustim-

men.  

Ich halte die Entscheidung aber nach wie vor für 

richtig - so ehrlich muss man dann auch sein. In 

Kenntnis der damaligen Rahmenbedingungen ist 

es auch aus heutiger Sicht richtig gewesen, in 

dieser Lage geschlossen ein Signal aus dem 

Landtag nach Niedersachsen zu schicken: Wir 

müssen jetzt - Das geht nicht anders! - tief in die 

Tasche greifen und uns auch neu verschulden, 

ohne im Übrigen die Schuldenbremse über Bord 

zu werfen, sondern unter Nutzung der in der Ver-

fassung definierten Ausnahmetatbestände. Si-

cherlich ist nicht alles gut gelaufen, aber das war 

erwartbar. Die Richtung hat gestimmt.  

Wir haben schon über die Probleme diskutiert, die 

jetzt bevorstehen, insbesondere das Trennungs-

gebot: Es muss genau definiert werden, welche 

Maßnahmen Corona-induziert sind und welche 

nicht. Dieses Problem wird uns sicherlich noch 

mindestens den Rest dieser Legislaturperiode 
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begleiten. Und es ist ja tatsächlich sehr schwierig, 

zu trennen, welche Maßnahmen Corona-induziert 

sind und welche nicht.  

Ich finde es auch gut, dass der Landesrech-

nungshof noch einmal deutlich gemacht hat, dass 

die Aufnahme von Schulden kein Substitut für 

Sparen ist. Das entlässt keinesfalls aus der Ver-

antwortung, vorher zu schauen, wo gespart wer-

den kann, um die Neuaufnahme von Schulden zu 

reduzieren. Dass man nicht ganz umhinkommen 

wird, auch im Rahmen des zweiten Nachtrags-

haushalts neue Schulden aufzunehmen, ist un-

strittig, aber es sollte eine reduzierte Schulden-

aufnahme sein.  

Ich möchte noch auf die Chancen und Risiken 

eingehen.  

Die Aufgabenkritik ist fraglos überfällig - das ist 

hier auch schon mehrfach diskutiert worden.  

Zum Thema Digitalisierung als Chance möchte 

ich einmal einen anderen Aspekt ansprechen. 

Der Landesrechnungshof spricht unter dem 

Stichwort „Optimierungspotenzial aus technischen 

Entwicklungen“ das Thema Konsolidierung der 

Finanzämter an und kommt zu der Schlussfolge-

rung, dass die Anzahl und Größe der Finanzäm-

ter in Niedersachsen nicht mehr angemessen 

seien. Ich möchte darauf hinweisen, dass nicht 

das gesamte Steuerrecht mathematisch betrach-

tet werden kann. Es ist nicht so, dass man sozu-

sagen oben eine Steuererklärung oder Sachver-

halte eingibt und unten das richtige Ergebnis her-

auskommt. Ich bin der Meinung, dass die Digitali-

sierung in manchen Bereichen des Steuerrechts 

eine Beschleunigung und Vereinfachung bewir-

ken kann - Stichwort „Arbeitnehmerfälle“ -, aber in 

anderen Bereichen sichtet eher zu wenig Perso-

nal die Dinge zu kurz. Ich glaube, das ist ein sehr 

wichtiger Punkt: Wir brauchen in Zukunft gut aus-

gebildete Finanzbeamte.  

Wenn man sich die Geschichte in Deutschland 

anschaut, stellt man fest, dass immer dann, wenn 

dieser Staat nach einem Kollaps wieder neu auf-

gebaut wurde, als Allererstes die Finanzverwal-

tung wieder am Start war. Da gibt es z. B. die 

Anekdote, dass zum Verdunkelungsbefehl 1944 

noch die Aufforderung zur Abgabe der Steuerer-

klärung kam.  

Das ist also ein ganz wichtiger Bereich, insbe-

sondere auch, weil das die relevante Einnah-

meseite des Staates ist.  

Ihre Ausführungen zur NORD/LB habe ich so ver-

standen, dass Sie anregen, über eine Gesamt-

konsolidierung im öffentlich-rechtlichen Banken-

sektor nachzudenken. Ich bitte Sie, das noch nä-

her auszuführen. In welche Richtung denken Sie 

konkret? Über dieses Thema wird ja schon lange 

diskutiert, und es wurde ja auch schon konsoli-

diert. Es gab einmal viel mehr Landesbanken. 

Zwischen den Zeilen lese ich die Frage: Braucht 

man überhaupt noch so viele Landesbanken?  

Abschließend habe ich noch eine Frage zu Sei-

te 48 - „Grundfragen bei Personalausgaben“. Dort 

heißt es, das Land müsse überlegen, welche 

Aufgaben mit welchem Personal wahrgenommen 

werden müssten und welche nicht. Wie ist das zu 

verstehen? Gibt es aus Ihrer Sicht Aufgaben, die 

ohne Personal erledigt werden können?  

Abg. Markus Brinkmann (SPD): Frau Präsiden-

tin, zunächst möchte ich Ihnen im Namen der 

SPD-Fraktion ganz herzlich für die Vorstellung 

des Teilberichts des Landesrechnungshofs dan-

ken. Wir sind sehr froh darüber, eine unabhängi-

ge Finanzkontrolle in Niedersachsen zu haben, 

auch wenn sie uns alljährlich nicht nur Freude 

macht - das will ich gerne einräumen. Aber sie 

gibt uns auch immer wieder wertvolle Tipps, Hin-

weise und Anregungen für unsere Arbeit und da-

zu, wie wir unsere Haushaltspolitik sinnvoller und 

den Einsatz von Mitteln effizienter gestalten kön-

nen.  

In dem Zusammenhang möchte ich darauf hin-

weisen, dass die Erkenntnis von Herrn Grascha, 

dass das Geld endlich ist, keine neue ist. Die hat 

es auch vor der Corona-Krise schon gegeben. Ich 

gehe fest davon aus, dass das auch nach Corona 

so bleiben wird. Umso wichtiger ist es, dass wir 

eine unabhängige und im Großen und Ganzen 

angemessen ausgestattete Einrichtung wie den 

Landesrechnungshof haben.  

Ich freue mich auch darüber, dass Ihr Prüfbericht, 

zumindest was das laufende Haushaltsgeschäft 

angeht, keine Beanstandungen enthält. Diese 

Bestätigung ist für uns wichtig.  

Ferner freue ich mich darüber, dass - jedenfalls 

nach meiner Beobachtung - die tagtägliche prak-

tische Arbeit im Landesrechnungshof in der Pei-

ner Straße in Hildesheim in der Krise weitgehend 

störungsfrei organisiert werden konnte. Das liegt 

sicherlich auch daran, dass der Landesrech-

nungshof schon in der Vergangenheit - ohne zu 

wissen, dass eine solche Krise auf uns zukommt - 
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Vorsorge getroffen und bestimmte Arbeitszeitmo-

delle - z. B. Telearbeit - in vorbildlicher Weise or-

ganisiert hat, um die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf zu erleichtern. In der aktuellen Krise 

ernten Sie deshalb jetzt die Früchte dieser Arbeit. 

Ich kann Sie nur ermuntern, diesen Weg weiter zu 

beschreiten.  

Zumindest in den vergangenen elf Jahren ist es 

nicht üblich gewesen, bei der Vorstellung des 

Jahresberichts ausführlich über einzelne Punkte 

zu diskutieren. Dazu haben wir im Unteraus-

schuss „Prüfung der Haushaltsrechnungen“ noch 

ausreichend Gelegenheit, und deshalb will ich 

das hier auch nicht tun. Ich will aber darauf hin-

weisen, dass es in den vergangenen Jahren - 

vielleicht bis auf eine Handvoll von Fällen - stets 

gelungen ist, Einvernehmen zwischen dem Lan-

desrechnungshof, dem Unterausschuss und der 

Landesregierung darüber zu erzielen, wie seitens 

der Landesregierung mit den Hinweisen des Lan-

desrechnungshofes umgegangen werden soll. 

Darüber wird auch regelmäßig berichtet.  

Abschließend möchte ich deshalb Optimismus 

zum Ausdruck bringen, dass wir diese erfolgrei-

che Zusammenarbeit auch im Jahr 2020 mit Blick 

auf die Teilberichte fortsetzen können.  

Abg. Jörn Schepelmann (CDU): Zunächst: Den 

Wortbeitrag des Kollegen Brinkmann mache ich 

mir vollumfänglich zu eigen und möchte dem 

Landesrechnungshof auch seitens der CDU-

Fraktion für seine Arbeit danken.  

Einige Anmerkungen möchte ich aber auch noch 

zu dem Jahresbericht machen.  

Grundsätzlich haben Sie - das möchte ich aus-

drücklich sagen - in sehr vielen Ihrer Feststellun-

gen recht. Dass der Entlastung der Landesregie-

rung grundsätzlich nichts im Wege steht, weil 

vernünftig gearbeitet worden ist, ist eine wichtige 

und gute Information. Aber Sie haben in Ihrem 

Bericht auch einige Punkte aufgegriffen, die wir 

ansprechen müssen.  

Ich freue mich, dass der Landesrechnungshof die 

Auffassung unserer Fraktion teilt, dass die Ent-

scheidung, die Schuldenbremse in die Verfas-

sung aufzunehmen, eine richtige Entscheidung 

war, die wir auch nicht antasten sollten. Gleich-

wohl konnte niemand im letzten Jahr ahnen, dass 

so schnell ein Ausnahmetatbestand greifen wür-

de. Die Corona-Pandemie ist sicherlich eine Not-

lage, die sich der Kontrolle des Staates entzieht. 

Deswegen haben wir Ende März einen entspre-

chenden Beschluss gefasst. Aber das heißt nicht, 

dass die Schuldenbremse grundsätzlich infrage 

steht oder wir die Regelungen dazu aufweichen 

wollen. Die aktuelle Situation hat vielmehr ge-

zeigt, dass sie so, wie sie formuliert wurden, sehr 

sinnvoll sind.  

Der Landesrechnungshof hat ferner das Thema 

der Steuermindereinnahmen in Höhe von 8 Mrd. 

Euro bis 2024 angesprochen. Ob es wirklich so 

kommt, werden wir sehen. In der Tat ist es immer 

schwierig, in haushalterisch guten Zeiten viel zu 

sparen, weil man die Notwendigkeit dazu nicht 

sieht. Das wird sich in den Folgejahren vermutlich 

ein wenig ändern. Wir müssen die Haushaltskon-

solidierung stärker in den Fokus rücken. Die 

CDU-Fraktion ist hier an Ihrer Seite und wird die 

entsprechenden Hinweise aufnehmen.  

Zur NORD/LB haben Sie angemerkt, dass wir uns 

für die aus unserer Sicht wirtschaftlichste und 

sinnvollste Lösung entschieden haben. Auch da 

bin ich ganz bei Ihnen: Wir müssen natürlich im 

Rahmen des Beteiligungsmanagements wach-

sam bleiben, damit der von der NORD/LB einge-

schlagene Weg zu einem Erfolg führt. Ob das so 

sein wird, werden wir erst am Ende wissen. Aber 

ich glaube, dieser Weg ist der richtige, und wir 

werden die NORD/LB dabei weiter unterstützen, 

damit sie auch in Zukunft eine gute und ertragrei-

che Bank für unser Land bleibt.  

Chancen bzw. Risiken für 2020 sehen Sie im Be-

reich der Digitalisierung, der Landesbeteiligungen 

und der Hochschulmedizin. Das sind durchaus 

gewissermaßen Dauerbrenner. Wie wichtig die 

Digitalisierung ist, wird uns gerade vor Augen ge-

führt. Die Realität zeigt durch den vermehrten 

Bedarf, im Homeoffice zu arbeiten, an Video- und 

Telefonkonferenzen usw., dass wir die Digitalisie-

rung brauchen. Das dafür ins Leben gerufene und 

mittlerweile voll finanzierte Sondervermögen ist 

die notwendige Grundlage. Jetzt kommt es darauf 

an, das Geld so sinnvoll einzusetzen, dass die 

Digitalisierung im Land möglichst schnell voran-

schreitet.  

Zu dem Wortbeitrag von Herrn Grascha möchte 

ich sagen: Dass Geld nicht unendlich vorhanden 

ist, ist eine richtige Erkenntnis. Das haben wir 

auch im Blick und werden so arbeiten, dass wir 

nicht mehr Geld ausgeben, als wir haben.  

Herr Lilienthal, Sie haben von einem „Blick in den 

Rückspiegel“ gesprochen. Das scheint bei der 



Seite 14 Ausschuss für Haushalt und Finanzen - 91. Sitzung am 3. Juni 2020 (öffentlich) 18. WP 

AfD ja standardmäßig so zu sein. Aber wie man 

vom Bericht des Landesrechnungshofs auf Fi-

nanzämter und Verdunkelungsgefahr 1944 

kommt, ist mir unklar - das hat mit dem Bericht 

nichts zu tun.  

Ansonsten freue ich mich auf die Beratungen in 

den nächsten Wochen und Monaten, in denen wir 

sicherlich zu guten Lösungen und Beschlüssen 

kommen werden.  

Abg. Peer Lilienthal (AfD): Um kurz darauf ein-

zugehen: Die Finanzämter werden im Bericht des 

Landesrechnungshofs - neben Amtsgerichten und 

Katasterämtern - auf Seite 46 explizit erwähnt. 

Und von „Verdunkelungsgefahr“ habe ich im Üb-

rigen nicht gesprochen.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Vielen Dank, 

Frau Dr. von Klaeden, auch im Namen meiner 

Fraktion, für Ihre Arbeit. Auch wenn wir erst den 

ersten Teil des Berichts kennen, kann man si-

cherlich feststellen, dass uns dieser Bericht noch 

viele Diskussionen abverlangen wird. Er weist auf 

eine ganze Reihe von Risiken hin, die uns in der 

Zukunft drohen. Sicherlich werden wir uns auch 

noch mit Entwicklungen und wirtschaftlichen Her-

ausforderungen durch die Corona-Pandemie kon-

frontiert sehen, an die wir aktuell vielleicht noch 

gar nicht denken.  

Auch deshalb ist es sicherlich sinnvoll und eine 

gute Gelegenheit, die vielfach sehr grundsätzli-

chen Fragen, die der Landesrechnungshof im ers-

ten Teil seines Berichts aufgeworfen hat, gründli-

cher zu diskutieren.  

Sie haben zum einen die Haushaltsgrundsätze 

wie Einheit und Klarheit angesprochen, die sich 

quer durch unsere rechtlichen Grundlagen zie-

hen, und nennen einige Beispiele, die deutlich 

machen, dass die Transparenz in den letzten Jah-

ren deutlich gelitten hat. Einerseits ist der Be-

stand der Sondervermögen in den vergangenen 

Jahren stark angestiegen - da will ich mich gar 

nicht von der Kritik ausnehmen; denn ein Teil der 

Erhöhungen des Bestandes ist bis 2017 erfolgt. 

Aber ein recht großer Teil ist nach 2017 erfolgt.  

Mit Blick auf die Haushaltreste ist festzustellen, 

dass immerhin 1,4 Mrd. Euro übertragen werden. 

Das heißt, hier haben sich die Veranschlagungen 

der Ministerien nicht als sachgerecht erwiesen. 

Die geplanten Maßnahmen - insbesondere Bau-

maßnahmen - konnten nicht im Rahmen der Pla-

nung abgewickelt werden, sodass die Reste auf 

die Folgejahre übertragen werden mussten. Diese 

1,4 Mrd. Euro sind durchaus eine große Summe, 

wenn man bedenkt, dass wir hier manchmal um 

50 000 Euro ringen, wenn es um Zuschüsse für 

einzelne Einrichtungen geht.  

Auch die Haushaltsvermerke, wonach Ausgaben 

für denselben Zweck aus verschiedenen Titeln 

geleistet werden dürfen, werden bei der nächsten 

Haushaltsaufstellung sicherlich ganz besonders in 

den Blick genommen werden müssen.  

Ferner haben Sie das Thema Schuldenbremse 

angesprochen. Im Gesetz ist geregelt, dass im 

Falle einer „außergewöhnlichen Notsituation“ 

neue Kredite aufgenommen werden dürfen. Wir 

waren uns fraktionsübergreifend einig, dass eine 

Pandemie eine solche Notsituation ist. Aber es 

muss natürlich hinterfragt werden, ob sich die ge-

setzlichen Regelungen in dieser Lage bewähren. 

Das Finanzministerium hat in der letzten Sitzung 

ausgeführt, dass sich, wenn man Konjunkturkom-

ponente und Steueränderungskomponente zu-

sammenrechnen würde, vielleicht ein Volumen 

von ca. 1,2 Mrd. Euro ergeben würde. Es sind 

aber allein Steuerausfälle in Höhe von 3,4 Mrd. 

Euro zu verzeichnen. Das heißt, wenn man nur 

auf diese Komponente zurückgreifen würde, ohne 

erneut mit Zweidrittelmehrheit eine Notlage fest-

zustellen, müsste man sozusagen eine Vollbrem-

sung mitten in der Krise hinlegen - und das in ei-

ner Situation, in der wir einen funktionsfähigen öf-

fentlichen Dienst brauchen. Nicht nur die Finanz-

ämter sind in den letzten Wochen und Monaten 

extrem gefragt gewesen, um Unternehmen liquide 

zu halten. Auch die öffentlichen Gesundheits-

dienste und viele andere Bereiche der Verwaltung 

haben in den letzten Wochen viel mehr gearbeitet 

als zu normalen Zeiten. Und Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter aus Ressorts, die nicht so betroffen 

waren, wurden zum Teil z. B. zur NBank abge-

ordnet, um Anträge zu bearbeiten.  

Ich glaube, wir müssen uns sehr wohl die rechtli-

chen Grundlagen anschauen. Denn solche In-

strumente müssen sich gerade in einer Krise be-

währen. Und wir müssen berücksichtigen, dass 

die Krise nicht in diesem Jahr vorbei sein wird, 

sondern die wirtschaftlichen Auswirkungen mög-

licherweise mehrere Jahre andauern werden. 

Auch dann müssen wir als Land handlungsfähig 

sein. Wir müssen auch unsere Kommunen im 

Blick behalten; diese dürfen nicht gezwungen 

werden, massiv Kürzungen vorzunehmen, die 

weitgehende Folgen im sozialen und ehrenamtli-

chen Bereich und bei öffentlichen Dienstleistun-
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gen hätten. Die Kommunen verfolgen gegenwär-

tig nach, wo sich Infizierte befinden, und ent-

scheiden, wer sich in Quarantäne begeben muss. 

Sie sind im Moment auf ganzer Linie gefordert 

und dürfen nicht sozusagen noch einen Schlag in 

die Seite kriegen.  

Aber auch andere Punkte sind enorm wichtig. 

Das Sondervermögen Digitalisierung in seiner 

Zielrichtung zu überprüfen, finde ich ausdrücklich 

richtig. Mich treibt dabei am meisten um, dass 

unsere große Volkswirtschaft mitten in Europa 

nicht mehr sozusagen die digitale Souveränität 

mit Blick auf die Techniken und Software, die wir 

verwenden, hat. Die meisten von uns sind gute 

Anwender, aber die wenigsten sind gute Pro-

grammierer. Unsere Volkswirtschaft insgesamt 

darf sich nicht von fünf großen Konzernen in den 

USA und zwei oder drei großen Konzernen in 

China abhängig machen. Wir haben jetzt die 

Chance, zu erkennen, welche Bedeutung es hat, 

eigene Kompetenzen in bestimmten Bereichen 

aufzubauen. Die CeBIT in Hannover war immer-

hin über zwei Jahrzehnte eine Weltleitmesse im 

Bereich Computer- und Informationstechnologie. 

Und nun findet sie nicht mehr statt.  

Jetzt müssen wir plötzlich die Messe AG und den 

Flughafen Hannover-Langenhagen retten, und es 

gibt auch noch andere Landesbeteiligungen, die 

arg in Schieflage geraten sind. Auch unsere 

Bank, die NORD/LB, ist in Bereichen unterwegs, 

die nicht unbedingt in Verdacht stehen, in diesem 

oder im nächsten Jahr wieder zu boomen.  

Wir sehen uns also gewaltigen Herausforderun-

gen gegenüber, und deshalb bin dankbar für die 

Hinweise des Landesrechnungshofs - nicht zu-

letzt auch für die deutlichen Hinweise zu unserer 

Hochschulmedizin, die ich sehr besorgniserre-

gend finde, insbesondere den doch sehr deutli-

chen Hinweis auf die Konzeptlosigkeit in diesem 

Bereich.  

Ich sehe viel Beratungsbedarf im Unterausschuss 

sowie hier im Ausschuss als auch im Landtag.  

Präsidentin Dr. von Klaeden (LRH): Zunächst 

einmal freue ich mich sehr über die Wertschät-

zung, die dem Landesrechnungshof hier entge-

gengebracht wird - der Landesrechnungshof hat 

ja nicht so viele Gelegenheiten, sich umfassender 

zu äußern und seine Arbeitsergebnisse darzustel-

len. Den Dank für unsere Arbeit gebe ich gerne 

weiter; denn das Gesamtergebnis ist natürlich das 

Ergebnis einer Teamarbeit.  

Der Landesrechnungshof ist auf die Krise zumin-

dest organisatorisch insofern gut vorbereitet ge-

wesen - Herr Brinkmann, da gebe ich Ihnen völlig 

recht -, als wir eine Telearbeits- bzw. Home-

officequote von über 60 % haben - ich meine, es 

sind 67 %. Die Präsidentinnen und Präsidenten 

anderer Rechnungshöfe sagen immer zu mir: Das 

geht doch gar nicht! - Doch, es geht. Es ging 

auch jetzt. Bis auf fünf Personen waren alle Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter fünf Wochen lang 

komplett im Homeoffice. Bisher sind auch erst 

wieder 50 % der Kolleginnen und Kollegen vor 

Ort in der Peiner Straße bzw. Justus-Jonas-

Straße in Hildesheim.  

In unserem Bericht haben wir darauf hingewie-

sen, dass die Krise jetzt auch die Chance bietet, 

Vor- und Nachteile des Arbeitens von zu Hause 

aus am Beispiel einer breiten Praxis auszuwerten. 

Wir haben festgestellt, dass es grundsätzlich 

geht. Es geht natürlich nicht auf Dauer in diesem 

Ausmaß, und es geht auch nicht in allen Berei-

chen. Aber im Bereich des Landesrechnungshofs 

geht es.  

Wir haben uns auch sehr früh und bewusst ent-

schieden, andere Bereiche zu unterstützen. Es 

helfen immer noch 24 Mitarbeiter von uns in an-

deren Bereichen aus, z. B. in der NBank, im MF 

und auch im MK. Einige Kollegen sind auch bei 

der Corona-Hotline aktiv und bedienen sie auch 

am Wochenende mit.  

Es sind in der Tat - das war vielleicht auch der 

Geist des ersten Nachtragshaushalts - alle zu-

sammengerückt. Nun dauert die Krise schon et-

was länger an, und deshalb wird der Blick an der 

einen oder anderen Stelle etwas schärfer oder 

auch kritischer.  

Vor diesem Hintergrund haben wir uns im ersten 

Teil des Jahresberichts vor allem auch diesen 

eher grundsätzlichen Fragen gewidmet, und ich 

freue mich über die übereinstimmenden Aussa-

gen, sowohl dass das Geld endlich ist, als auch, 

dass es nicht darum geht, Schulden zu maximie-

ren und aufzuhören, zu sparen. Wichtig ist für uns 

ferner, dass die Schuldenbremse nicht infrage 

steht. Das sind drei zentrale Eckpunkte.  

Von dem Grundsatz der Schuldenbremse ausge-

hend - das ist auch in Ihren Redebeiträgen deut-

lich geworden -, muss alles Weitere bestimmt 

werden. Bei den Ausnahmetatbeständen geht es 

insbesondere um die Fragen: Welche? Zu wel-

cher Zeit? In welchem Umfang? - Herr Grascha 
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hat die Konkurrenz der beiden Ausnahmetatbe-

stände angesprochen. Uns treibt insbesondere 

um, dass die Höhe der Kreditaufnahme zu be-

grenzen ist. Dabei geht es dann auch um die 

Verwendung des Jahresüberschusses; darüber 

hatten wir hier schon diskutiert.  

Bei der Frage, in welchem Umfang die Ausnah-

metatbestände eine Kreditermächtigung ermögli-

chen, können wir letztlich nur darauf hinweisen, 

dass es vom Sinn und Zweck und natürlich auch 

mit Blick auf die Gesetzesbegründung schlicht 

aufgrund der Kausalität eine Begrenzung gibt.  

Zu Beginn der Krise - auch das haben wir im Zu-

sammenhang mit dem Sondervermögen disku-

tiert - war das noch relativ einfach, aber je länger 

die Situation andauert, umso mehr muss man den 

Blick schärfen und umso notwendiger wird eine 

Trennlinie. Die Begründung der Kreditaufnahme 

aufgrund einer außergewöhnlichen Notsituation 

wird sicherlich schwieriger, je länger die Krise an-

dauert. Aber gleichzeitig wird die Notwendigkeit 

einer tiefgehenden Begründung größer. Beson-

ders wichtig ist es, beim Nachtragshaushalt da-

rauf zu achten.  

In der Tat besteht aus unserer Sicht ein Risiko mit 

Blick auf die NORD/LB. 6,5 Mrd. Euro Garantien 

bei einem Haushalt in Höhe von insgesamt 

35 Mrd. Euro sind eine gewaltige Summe - das 

hat uns schon damals umgetrieben. Angesichts 

dieses Volumens haben wir immer sehr ernsthaft 

miteinander diskutiert, und wir alle waren dann 

froh über die Entscheidung der EU-Kommission. 

Die ersten Zahlen bei der NORD/LB im Rahmen 

des Umstrukturierungsprozesses gaben uns ja 

recht; der Abbau bestimmter Portfolien funktio-

nierte besser und schneller, und die Entgelte sind 

entsprechend geflossen.  

Gleichwohl sehen wir genauso wie Sie, Herr 

Wenzel, ein großes Risiko in den Landesbeteili-

gungen. Der Druck auf das Land, an der Stelle 

verstärkt einstehen zu müssen, wird sich aus un-

serer Sicht verstärken. Deswegen haben wir un-

sere Anmerkungen zur NORD/LB in dieser Weise 

in den Bericht aufgenommen.  

Herr Lilienthal, zum Stichwort „Bankenkonsolidie-

rung“ insgesamt: Wir meinen, dass sich das Land 

diesem Prozess konstruktiv stellen sollte. Die 

Diskussion darüber ist im Moment insgesamt in 

den Hintergrund geraten; sie wird aber wieder 

verschärft geführt werden - davon bin ich über-

zeugt. Das Land sollte daran positiv mitwirken 

und sich immer auch die Frage stellen, ob man 

wirklich eine Landesbank braucht und wie man 

mit dieser Landesbank in welchen Geschäftsfel-

dern umgehen will. Das ist die primäre Frage, die 

das Land beantworten muss. Deswegen haben 

wir diesen Punkt ausdrücklich in unseren Bericht 

aufgenommen.  

Nun möchte ich noch auf drei einzelne Punkte 

eingehen.  

Erstens zu Ihrer Frage, Herr Grascha, nach den 

Haushaltsvermerken, wonach Ausgaben für den-

selben Zweck aus verschiedenen Titeln geleistet 

werden dürfen - Stichwort „Grundsatz der Einzel-

veranschlagung“ - und der entsprechenden Aus-

wirkungen im Haushaltsvollzug: Genau das ist 

das Problem. Man sieht nicht, aus welchem Titel 

möglicherweise für denselben Zweck noch Aus-

gaben geleistet werden dürfen, wenn es nicht 

konkret erläutert wird. Der Landesrechnungshof 

sieht das erst in der Rückbetrachtung im Rahmen 

seiner Prüfung und stellt dann z. B. fest, dass es 

Doppelförderungen oder Überschneidungen ge-

geben hat. Wir glauben, dass dadurch ein wirt-

schaftlicher und sparsamer Mitteleinsatz nicht 

gewährleistet ist. Wir meinen, dass die Anzahl 

dieser Vermerke zu Beginn reduziert und dass 

transparent gemacht werden muss, wo an ande-

rer Stelle für denselben Zweck etwas verausgabt 

werden darf. Dann kann das Parlament dies im 

Rahmen der Veranschlagung sehen.  

Zweitens zum Thema Regierungskommission zur 

Verbesserung der Verwaltungsstrukturen: Das 

Ergebnis ist so, wie erwartet. Der Auftrag war be-

grenzt, und deshalb kann sich das Ergebnis nur 

in diesem Rahmen bewegen. Wir hätten uns ei-

nen deutlich anderen Auftrag für die Regierungs-

kommission gewünscht. Ich will hier gar nicht 

mehr in umfängliche Diskussionen über das 

Thema Verwaltungsmodernisierung einsteigen, 

aber ich bin davon überzeugt, dass das Land 

strategisch besser aufgestellt gewesen wäre, 

wenn die Arbeit der Regierungskommission kon-

kretere Ergebnisse gebracht hätte. Diese hätte 

man dann bei der Aufstellung des nächsten 

Haushalts berücksichtigen und vielleicht auch die 

Frage beantworten können, Herr Lilienthal, wel-

che Aufgabe möglicherweise gar nicht mehr 

durch das Land wahrgenommen oder verlagert 

werden sollte. Die Diskussion, welche Aufgaben 

z. B. Landkreise übernehmen könnten, haben wir 

schon vor Jahren einmal geführt. Das ist jetzt 

aber nicht möglich, weil bei dem Auftrag an die 

Regierungskommission bestimmte Bereiche aus-
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geklammert worden sind und es keinen systema-

tischen Ansatz einer Aufgabenkritik gegeben hat. 

Das bedauern wir sehr.  

Wir begrüßen es aber, dass die Arbeit der Regie-

rungskommission einen Gesamtüberblick über die 

Förderkulisse, über die Förderrichtlinien des Lan-

des ermöglicht hat. Diesen Gesamtüberblick hat-

ten wir vorher nicht. Zum Teil hat sie also sehr 

wertvolle Arbeit geleistet, aber das bleibt leider 

ein Teilausschnitt.  

Drittens zum Thema Finanzämter: In einem Lan-

desrechnungshofbericht müssen die Amtsgerich-

te, die Finanzämter und die Katasterämter er-

wähnt werden. Denn wir sind nach wie vor der 

Auffassung, dass hier Handlungsbedarf besteht. 

Ich gebe Ihnen aber recht, Herr Lilienthal, bei aller 

Automatisierung und auch mit Blick auf die Risi-

komanagementsysteme, die Fehler auswerfen 

und eine persönliche Überprüfung erst ermögli-

chen: Man muss sich das immer wieder im Detail 

anschauen. In fast jedem Jahresbericht gibt es 

deshalb einzelne Beiträge, in denen wir darauf 

hinweisen, wo gewissermaßen Stellschrauben 

eventuell falsch herum gedreht wurden, wo ge-

nauer hingeschaut werden muss und keine pau-

schalen Freigaben erfolgen sollten. Das ist in der 

Tat kein Trichter, wo man oben etwas hineingibt 

und unten das Ergebnis herauskommt. Aber ins-

gesamt ist dieser Verwaltungsbereich in der Digi-

talisierung sehr weit fortgeschritten, und dort lässt 

sich auch viel sehr weitgehend digitalisieren.  

Unsere grundsätzliche Auffassung ist: Wenn man 

Standorte grundsätzlich nicht zur Disposition 

stellt, dann muss man sie entsprechend ertüchti-

gen. Das kostet aber mehr, als wenn man auch 

auf diesen Ebenen Strukturentscheidungen trifft. 

Wir als externe Finanzkontrolle können nur immer 

wieder darauf hinweisen; die Entscheidungen 

muss die Politik treffen.  

Zuletzt möchte ich noch auf Folgendes hinweisen: 

Unsere Aufgabe als externe Finanzkontrolle ist 

es, immer wieder auch auf das Budgetrecht des 

Parlaments hinzuweisen und Transparenz einzu-

fordern. Es ist uns ein großes Anliegen, dass dies 

bei aller Krisenbewältigung nicht aus dem Blick 

gerät und dass bei den Zukunftsfragen, aber auch 

bei den Risiken Transparenz gegenüber dem Par-

lament hergestellt wird. Deswegen mahnen wir 

dies auch jetzt, vor der Aufstellung des Haushalts 

2021, noch einmal an. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 
2018 

Antrag der Landesregierung - Drs. 18/5400 neu 

dazu: 

Jahresbericht des Niedersächsischen Landes-

rechnungshofs 2020 zur Haushalts- und Wirt-

schaftsführung - Bemerkungen und Denk-

schrift zur Haushaltsrechnung des Landes 

Niedersachsen für das Haushaltsjahr 2018 - 

(Teil 1) 

Unterrichtung durch den Niedersächsischen Lan-

desrechnungshof - Drs. 18/6600 

direkt überwiesen am 16.12.2019 
AfHuF 

 

Beschluss 

Der Ausschuss überwies den Antrag und den 

Jahresbericht zur Beratung und Berichterstattung 

an seinen Unterausschuss „Prüfung der Haus-

haltsrechnungen“. 

 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05001-05500/18-05400.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06501-07000/18-06600.pdf
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Tagesordnungspunkt 3: 

Bericht der NBank über das aktuelle Förder-

geschehen anlässlich der Coronavirus-Pan-

demie und die Förderrichtlinien des Landes  

 

Der Ausschuss nahm die Berichte durch den Vor-

standsvorsitzenden der NBank, Herrn Kiesewet-

ter, sowie das Vorstandsmitglied Herrn Dr. Meier 

entgegen.  

 

Bericht über das aktuelle Fördergeschehen 

anlässlich der Coronavirus-Pandemie 

Beratungsunterlage: PowerPoint-Präsentation 

„Aktuelles Fördergeschäft zur Corona-Pandemie“ 

(Anlage 2) 

Herr Kiesewetter (NBank): Wir haben eine noch 

nie dagewesene Krise erlebt bzw. erleben sie 

immer noch. Das hat natürlich auch für uns Her-

ausforderungen bedeutet, die zu meistern waren. 

Die NBank bewilligt normalerweise ungefähr 

20 000 Fälle pro Jahr. Nun war innerhalb kürzes-

ter Zeit ein Vielfaches davon zu bewilligen.  

Im Rahmen der Bewältigung der Corona-Krise 

gab es insgesamt drei Programme:  

1. die „Niedersachsen-Soforthilfe Corona“, die 

bis zum 31. März 2020 lief - intern als „alte“ 

Landesrichtlinie bezeichnet -,  

2. die „Niedersachsen-Soforthilfe Corona“ mit fi-

nanzieller Unterstützung des Bundes für Un-

ternehmen ab elf Mitarbeitern - intern als 

„neue“ Landesrichtlinie bezeichnet - und 

3. den „Niedersachsen-Liquiditätskredit“. 

Zu den aktuellen Zahlen: Mit Stand vom heutigen 

Tag haben wir im Rahmen der Zuschusspro-

gramme knapp 128 000 Anträge mit einem Ge-

samtvolumen von 830 Mio. Euro bewilligt. Bei den 

Darlehen sind es 6 700 bewilligte Fälle mit einem 

Volumen von 281 Mio. Euro.  

Ich berichte nachfolgend über die Zuschusspro-

gramme. Mein Kollege Ulf Meier wird danach 

noch etwas zum Liquiditätskredit sagen. 

 

Zur „Niedersachsen-Soforthilfe Corona“ 

Das Corona-Soforthilfeprogramm wurde unter der 

Maßgabe aufgelegt, dass Geschwindigkeit hierbei 

entscheidend ist. Das Bundesprogramm war zu 

dieser Zeit, unmittelbar nach dem Lockdown, 

noch nicht abzusehen. Man musste also versu-

chen, möglichst schnell eine Rechtsgrundlage zu 

schaffen und umzusetzen. 

Am 24. März 2020 gab es einen entsprechenden 

Erlass des niedersächsischen Wirtschaftsministe-

riums. Am 25. März ist der Nachtragshaushalt be-

schlossen worden. In den Wochen davor befan-

den wir uns bereits in der Vorbereitung, sodass 

wir unser Programm sofort zum 25. März starten 

konnten. 

Es gab ein breites Spektrum von Antragstellern - 

von Soloselbstständigen bis hin zu Unternehmen 

mit maximal 49 Mitarbeitern. Die Zuschusssum-

men waren nach der Größe der Betriebe gestaf-

felt.  

Nach unserer Ankündigung, dass die Antragstel-

lung am 25. März ab 15 Uhr möglich sei, gab es 

sehr viel Datenverkehr auf unserer Website, die 

infolgedessen zusammengebrochen ist. Das war 

nicht nur in Niedersachsen der Fall, sondern auch 

in anderen Bundesländern. 

Wir mussten auch feststellen, dass die Perfor-

mance unseres Antragsportals - eine SAP-

Lösung - unzureichend war. Selbst mit Hilfestel-

lung von SAP konnte nur eine gewisse Leis-

tungssteigerung erreicht werden. Deswegen sind 

wir relativ schnell auf ein E-Mail-Antragsverfahren 

umgeschwenkt. Das Kundenportal hätte den Vor-

teil einer bidirektionalen Kommunikation mit den 

Kunden gehabt. Auch mit Dubletten hätten wir 

besser umgehen können. Das war nun nicht mehr 

möglich. 

Wir haben durch Vermittlung des MW mithilfe von 

IT-Experten der Volkswagen AG eine Serverlö-

sung gefunden, um der Antrags- und E-Mail-Flut 

kurzfristig Herr werden zu können. Das Problem 

hierbei bestand allerdings darin, dass es nicht 

möglich war, Eingangsbestätigungen zu versen-

den. Das hat in der Folge gewisse Schwierigkei-

ten für uns bedeutet; denn die Antragsteller ha-

ben nachgefragt, ob ihre Anträge angekommen 

sind. Wenn E-Mails nicht zugestellt werden kön-

nen, bekommt der Absender zwar automatisch 

eine entsprechende Mitteilung von seinem E-Mail-

Server, aber wir konnten im umgekehrten Fall 

keine Eingangsbestätigungen versenden, sodass 

eine wechselseitige Kommunikation mit den An-
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tragstellern auf diesem Weg nicht möglich war. 

Das war sehr misslich. Wir wollten von Anfang an 

die Möglichkeit von Eingangsbestätigungen ha-

ben, aber das hat im Rahmen der Zusammenar-

beit mit Volkswagen nicht funktioniert.  

Es war uns angesichts der Antragssummen wich-

tig, möglichst schnell eine Automatisierung des 

Verfahrens zu erreichen. Das ist uns dann auch 

gelungen.  

Zur „Niedersachsen-Soforthilfe Corona“ mit finan-

zieller Unterstützung des Bundes 

Unser Programm wurde überraschenderweise re-

lativ schnell durch das Bundesprogramm abge-

löst. Wir haben die finale Richtlinie am späten 

Abend des 30. März erhalten und es geschafft, 

die Antragstellung ab dem 31. März, 23.59 Uhr, 

zu ermöglichen. Anträge konnten bis zum 31. Mai 

gestellt werden. 

Unternehmen mit bis zu 10 Mitarbeitern konnten 

Bundesmittel beantragen. Betriebe mit 11 bis 49 

Mitarbeitern erhielten bei Bewilligung Landesmit-

tel. Die Fördersummen waren nach Beträgen von 

bis zu 9 000, 15 000, 20 000 bzw. 25 000 Euro 

gestaffelt. 

Auch für dieses Programm gab es immens hohe 

Antragszahlen. Wir haben insgesamt knapp 

250 000 E-Mails bekommen. Diese enthielten An-

träge - zum Teil doppelt gestellt -, Nachlieferun-

gen, Nachfragen und Kommentare, sodass zu-

nächst zu prüfen war, was sich hinter den E-Mails 

jeweils verbirgt.  

Die Rahmenbedingungen sind unsererseits ge-

nau nach Bundesvorgaben gestaltet worden. Wir 

konnten feststellen, dass andere Bundesländer 

andere Wege gegangen sind und nachsteuern 

mussten. Neu war hier die Ermittlung des Liquidi-

tätsbedarfs durch Gegenüberstellung der förder-

fähigen Sach- und Finanzierungskosten mit den 

prognostizierten wegbrechenden Einnahmen. Ei-

ne Berücksichtigung von Personal- oder Lebens-

haltungskosten gab es nicht. Hierüber gab es 

auch eine politische Diskussion. Wir haben die 

Vorgaben jeweils umgesetzt.  

Das Antragsverfahren wurde weiter automatisiert, 

allerdings haben wir als Förderbank nur be-

schränkte Mittel für IT zur Verfügung. Es gab 

stets Flaschenhälse, die eine Bearbeitung er-

schwert haben, aber - um im Bild zu bleiben - ge-

weitet werden konnten. Es ging dabei sowohl um 

Leitungs- als auch um Speicherkapazitäten, weil 

es plötzlich eine hohe Anzahl viel größerer Da-

tensätze als üblich gab. 

Nachdem wir damit begonnen hatten, E-Mails zu 

Zwischenständen von Antragsverfahren bzw. mit 

Bewilligungsbescheiden zu versenden, mussten 

wir feststellen, dass wir zum Teil auf Blacklists 

gesetzt wurden, weil von uns plötzlich derart viele 

E-Mails ankamen. In diesem Zusammenhang ha-

ben wir viele Erfahrungen gesammelt.  

Wir sind sehr stolz darauf, dass wir angesichts 

dieser Gemengelage fast 130 000 Anträge in kur-

zer Zeit haben bewilligen können.  

Dass die Antragstellung in Einzelfällen nicht funk-

tioniert hat, lag wiederholt daran - so mussten wir 

feststellen -, dass nicht der richtige Antragsweg 

gewählt wurde, Anträge unvollständig oder feh-

lerhaft waren. Es gab beispielsweise weit über 

3 000 Anträge, die eine falsche IBAN enthielten.  

Wir haben auch verschiedene Betrugspräventi-

onsmaßnahmen ergriffen. Beispielsweise wurde 

geprüft, dass nicht mehrere Anträge unter Anga-

be derselben IBAN gestellt oder vom selben  

E-Mail-Account versendet wurden. Gleicherma-

ßen fand die übliche Prüfung auf Dubletten von 

antragstellenden Geschäftspartnern statt. 

Durch den von uns aufgesetzten Antragsweg 

konnten wir Probleme wie z. B. in Nordrhein-

Westfalen vermeiden, wo über präparierte Websi-

tes Daten abgefischt wurden, mit denen die An-

tragstellung dann von Dritten durchgeführt wurde. 

Unser System hat eine solche Vorgehensweise 

nicht begünstigt. Nichtsdestotrotz gab es immer 

wieder Betrugsversuche, auf die wir durch unsere 

Präventionsmaßnahmen aber gut reagieren konn-

ten.  

Aufgrund des bestehenden Erklärungsprinzips 

gibt es aber natürlich auch Rückzahlungswün-

sche - derzeit bekommen wir ungefähr 70 bis 80 

pro Tag. Es gibt also Antragsteller, die feststellen, 

dass sie vielleicht doch nicht so antragsberechtigt 

waren, wie sie ursprünglich dachten, oder doch 

mehr Einkünfte hatten, als zunächst angegeben. 

Das ist allerdings normal.  

 

Zum „Niedersachsen-Liquiditätskredit“ 

Herr Dr. Meier (NBank): Mit dem „Niedersachsen-

Liquiditätskredit“ wurde ein drittes Programm auf-

gelegt. Hintergrund dessen waren anfängliche 
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Akzeptanzprobleme bei den KfW-Krediten; denn 

für diese war eine nur begrenzte Haftung gegen-

über den Hausbanken vorgesehen, die 10 bzw. 

20 % des Haftungsrisikos hätten übernehmen 

müssen. Deswegen hatte sich das KfW-Sonder-

programm relativ schleppend entwickelt. Hier sind 

wir mit dem Liquiditätskredit eingesprungen. 

Ziel war die Versorgung von kleinen und mittleren 

niedersächsischen Unternehmen zwischen 0 und 

50 Mitarbeitern - aber auch von Selbstständigen 

und Freiberuflern - mit einer Summe von bis zu 

50 000 Euro. Das ist ein meines Erachtens sehr 

komfortables und gutes Programm. Die ersten 

zwei Jahre sind dabei zins- und tilgungsfrei, und 

man kann jederzeit zurückzahlen. Man erhält da-

mit also bei Liquiditätsproblemen eine hohe Si-

cherheit, weswegen das Programm große Akzep-

tanz gefunden hat. 

Da die KfW ihr Programm inzwischen umgestellt 

hatte, wurde unser Liquiditätskreditprogramm 

zum 17. April modifiziert. Wir fördern seit diesem 

Datum nur noch Unternehmen mit bis zu zehn 

Mitarbeitern, während die KfW Unternehmen ab 

elf Mitarbeitern fördert und eine 100-prozentige 

Haftung gegenüber den Hausbanken übernimmt, 

sodass unser Produkt in diesem Segment nicht 

mehr erforderlich war. 

Wir sind mit einem Programmvolumen von 

60 Mio. Euro gestartet, die im Treuhandverfahren 

vergeben wurden. Diese Treuhandmittel hatte uns 

das Land kurzfristig zur Verfügung gestellt. 

Als dieser Betrag relativ schnell ausgeschöpft 

war, haben wir auf das sogenannte Eigenge-

schäft umgestellt, bei dem die NBank auf eigene 

Mittel zurückgreift. Dafür haben wir zwei Kapital-

erhöhungen in Höhe von 53 bzw. 50 Mio. Euro 

vom Land erhalten, die es uns jeweils ermöglicht 

haben, ungefähr die doppelte Summe über Kredi-

te zu vergeben. Mit der Umstellung des Verfah-

rens sind wir noch heute befasst.  

Im Laufe der Zeit haben wir überdies das An-

tragsverfahren umgestellt. Anfänglich mussten 

Kunden einen Antrag im Kundenportal ausfüllen, 

der dann von uns bearbeitet wurde, woraufhin sie 

einen Vertrag von uns erhielten. Dies haben wir 

erheblich beschleunigt, indem wir das Vertrags-

muster eingestellt haben, auf dessen Grundlage 

der Kunde uns ein vollumfängliches Vertragsan-

gebot machen konnte, das wir nur noch anneh-

men mussten.  

Insgesamt findet das Produkt großen Anklang. 

Uns liegen 10 600 Anträge mit einem Gesamtvo-

lumen von 466 Mio. Euro vor. Davon sind derzeit 

6 700 Anträge in der Größenordnung von 

280 Mio. Euro bewilligt.  

Die Ablehnungsquote liegt bei ca. 15 %. Wir prü-

fen natürlich sehr genau, ob die wirtschaftliche 

Tragfähigkeit des betreffenden Unternehmens 

gegeben ist. Hier kommt es insbesondere darauf 

an, dass das Unternehmen nicht schon vor 

Corona in Schwierigkeiten war. Wir greifen dabei 

auf Informationen der Creditreform zur Bonität 

des Unternehmens usw. zurück. Die Kredite wer-

den also keineswegs einfach so herausgegeben, 

sondern setzen eine sehr intensive materielle 

Prüfung voraus.  

Grundsätzlich ist es schwierig, Prognosen zu tref-

fen. Es beantragen Unternehmen Kredite, die 

zumindest im Moment meinen, Bedarf an Liquidi-

tät zu haben. Es ist schwierig, einzuschätzen, wie 

es weitergeht. Das ist in der derzeitigen Situation 

aber generell so. Deswegen muss man von etwas 

höheren Ausfallrisiken ausgehen, als es bei Kre-

diten üblicherweise der Fall ist. Wir gehen aber 

davon aus, dass es eine vernünftige Entwicklung 

geben wird.  

Zusammenfassung 

Wie eingangs von Herrn Kiesewetter erwähnt, 

bewilligen wir in einem normalen Förderjahr ca. 

20 000 Förderungen. Das Volumen betrug im 

letzten Jahr gut 1 Mrd. Euro. Allein im Rahmen 

der drei durch Corona veranlassten Programme 

haben wir bereits jetzt 127 000 Anträge bearbeitet 

und auch schon ca. 1 Mrd. Euro an Zuschüssen 

bzw. Darlehen ausgezahlt. Daran wird die Trag-

weite der Situation deutlich. 

Es war - um es ganz klar zu sagen - eine erhebli-

che Herausforderung für die NBank, diese Viel-

zahl von Anträgen und dieses Volumen zu bewäl-

tigen. Ich kann aber auch sagen, dass es eine 

immense Einsatzbereitschaft der Belegschaft 

gab. Es bestand eine wirklich hohe Motivation, 

weil ganz klar gesehen wurde: Hier sind Unter-

nehmen, die Geld und Unterstützung brauchen. - 

Wir haben Ostern durchgearbeitet. Wir haben am 

1. Mai gearbeitet und auch an den Wochenen-

den. Wir haben zum Teil auch an Pfingsten gear-

beitet. Wir mussten dabei auch keinen Druck 

ausüben, sondern haben eine große Freiwilligkeit 

in der Belegschaft wahrgenommen. Eine Nach-

richt in unserem internen Blog, in der stand, dass 
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Wochenendarbeit geleistet werden soll, wurde 

über die vorhandene Bewertungsmöglichkeit mit 

vier von fünf Sternen versehen. Wir waren sehr 

angetan davon, dass das so positiv angenommen 

wurde. 

Anträge im Rahmen der Soforthilfe konnten wir 

bei korrekter Antragstellung innerhalb von fünf 

Tagen abwickeln, da hierbei sehr viel automati-

siert war. Es gab aber leider, wie schon erwähnt, 

eine ganze Anzahl von Mails, die manuell bear-

beitet werden mussten - ca. 30 000 bis 40 000. 

Die Anzahl schwankt, weil nicht immer sofort klar 

ist, ob eine Mail einen Antrag oder etwas anderes 

enthält. Zum Teil bearbeiten wir diese Mails auch 

jetzt noch. 

Wir haben gleichzeitig versucht, soweit wie mög-

lich Betrugsprävention zu betreiben. Durch eine 

automatisierte Prüfung wurden Anträge herausge-

filtert, die eine bereits in einem anderen Antrag 

angegebene IBAN enthielten. Auch diese muss-

ten manuell bearbeitet werden.  

Das hat uns insofern gewisse Probleme bereitet, 

als wir beim Zuschuss von den Landesmitteln auf 

die Bundesmittel umgeschwenkt sind, weil Lan-

desmittel auf Bundesmittel angerechnet werden 

müssen. Das heißt, alle Anträge, die sich auf bei-

de Mittelquellen bezogen, mussten herausgezo-

gen und von einer Kollegin oder einem Kollegen 

händisch bearbeitet werden, weil in diesen Fällen 

schlicht und ergreifend die Doppelte-IBAN-Sperre 

ausgelöst wurde.  

Insgesamt waren für Beratung und Bewilligung 

zum Teil bis zu 500 Personen im Einsatz. Die 

NBank hat nur 450 Mitarbeiter - Köpfe -; umge-

rechnet auf Mitarbeiterkapazitäten sind es noch 

weniger. Wir haben Hilfe von den IHKs und ande-

ren Institutionen wie z. B. dem Wirtschaftsministe-

rium erhalten. 

Wir haben die Arbeitszeiten auf den Zeitraum 6 

bis 22 Uhr ausgeweitet, damit auch im Home-

office flexibler gearbeitet werden konnte. Unge-

fähr die Hälfte der Mitarbeiter war im Homeoffice 

tätig, die zum Teil aufgrund von Kinderbetreuung 

tagsüber zeitlich eingeschränkt waren.  

Insgesamt werden bis Ende Juni fast 50 000 

Überstunden von unseren Kolleginnen und Kolle-

gen geleistet, um die Unternehmen möglichst 

schnell zu unterstützen und Hilfe zu leisten. Hinzu 

kommen ca. 4 000 Stunden von verschiedenen 

Aushilfskräften. Wir haben eine ganze Reihe von 

Studenten beschäftigt, die bestimmte Hilfsarbei-

ten leisten. Insofern war es günstig, dass diese 

momentan nicht in so hohem Umfang ins Studium 

eingebunden sind; so konnten wir sie anstellen. 

Es war also eine erhebliche Herausforderung für 

uns als NBank, der wir uns in dieser Form bisher 

noch nie haben stellen müssen. Was uns aber 

positiv überrascht hat, war, wie gesagt, die Ein-

satzbereitschaft unserer Kolleginnen und Kolle-

gen. Da ist so manch einer über sich hinausge-

wachsen. 

 

Aussprache 

Abg. Christian Fühner (CDU): Herr Kiesewetter, 

Herr Meier, ganz herzlichen Dank für Ihre Ausfüh-

rungen.  

Ein Großteil derjenigen aus unseren Wahlkreisen, 

die sich bei uns gemeldet haben, hat das Geld 

bereits auf dem Konto. Aber es melden sich auch 

jene, die noch nichts bekommen haben oder de-

ren Antrag möglicherweise abgelehnt worden ist. 

Können Sie etwas dazu sagen, wie viele Anträge 

jetzt noch in Bearbeitung sind und welche Mög-

lichkeiten bestehen, wenn Anträge abgelehnt 

wurden? Können jetzt noch Korrekturen vorge-

nommen werden? Möglicherweise ergingen Ab-

lehnungen ja aufgrund von Fehlern oder fehlen-

den Angaben. 

Ich würde gerne wissen, wie es perspektivisch in 

den nächsten Monaten weitergeht. 

Herr Kiesewetter (NBank): Es gibt ein breites 

Spektrum an Ablehnungsgründen, was die Pro-

blematik für uns so komplex macht. 

Einerseits gibt es relativ harte Ablehnungsgründe, 

die uns keinen Ermessensspielraum lassen - et-

wa, wenn jemand im Antragsformular „trifft nicht 

zu“ angekreuzt hat, wenn es darum geht, dass 

der Landesrechnungshof prüfen kann oder dass 

die Angaben richtig sind usw. In solchen Fällen 

erscheint ein großes Pop-up-Fenster, das hierauf 

hinweist. Nichtsdestotrotz haben wir solche An-

träge bekommen. Diese müssen wir natürlich ab-

lehnen, was auch final ist. 

Andererseits haben wir auch sehr viele Anträge 

bekommen, die zwar maschinell lesbar waren, bei 

denen aber noch Angaben nachgefordert werden 

mussten, z. B. bei falsch angegebenen IBANs. 



18. WP Ausschuss für Haushalt und Finanzen - 91. Sitzung am 3. Juni 2020 (öffentlich) Seite 25 

Solche Fragen konnten in direkter Kommunikation 

geklärt werden. Das wurde bereits komplett erle-

digt. Da die händische Bearbeitung dieser Anträ-

ge sehr lange gedauert hätte, haben wir einmal 

eine Aktion gestartet, in der wir sogenannte vor-

läufige Ablehnungsbescheide versendet haben. 

In diesen Fällen wurde der Ablehnungsbescheid 

zwar als solcher gekennzeichnet, aber es wurde 

ein neuer Antrag mitgeliefert, der unter Berück-

sichtigung entsprechender Hinweise ausgefüllt 

werden konnte. 

Wir haben sehr dezidierte Anleitungen zur Verfü-

gung gestellt. Es gab sogar ein sehr gutes Klick-

tutorial der IHK Oldenburg dazu. Wenn man die-

ses benutzt hat, kam man relativ gut durch die 

Antragstellung. 

Wer eine vorläufige Ablehnung bekam, hatte 

noch 14 Tage Zeit zur Nachbesserung des An-

trags. Dies ist auch darin begründet, dass wir 

nicht alle Bescheide mit einem Mal versenden 

konnten, sondern sukzessive vorgehen mussten. 

Daneben haben uns - wie Herr Meier schon er-

wähnte - Anträge in verschiedenster Form er-

reicht. Wir haben mit dem Mobiltelefon abfotogra-

fierte Anträge bekommen. Wir haben Links zu An-

tragsunterlagen in einer Cloud erhalten. Wir ha-

ben natürlich auch postalisch Anträge bekommen. 

In anderen Bundesländern sind Anträge in dieser 

Form rigoros abgelehnt worden. Wir haben ge-

sagt: Hinter jedem Antrag steckt ein Schicksal. 

Wir wollen den Leuten helfen, über die Hürde zu 

kommen.  

Deswegen haben wir eine Scanstraße aufgebaut. 

Das war technisch nicht ganz trivial und hat auch 

eine Weile gedauert, sodass mit Stand vom letz-

ten Samstag meines Wissens noch ca. 19 000 

Bilddateien, die eingelesen wurden, bearbeitet 

werden müssen. Dadurch können wir relativ 

schnell Zusendungen, die kein Antrag sind, aus-

steuern. Wenn es sich aber um einen Antrag 

handelt, kann man diesen relativ schnell bearbei-

ten und die Angaben bestätigen. Dabei werden 

wir teilweise von Studenten unterstützt.  

Die Bearbeitung über die Scanstraße sollte bis 

zum Wochenende 6./7. Juni bzw. Anfang der 

24. Kalenderwoche abgeschlossen sein. Die ent-

sprechenden Dateien sollten dann bis Mitte Juni 

bearbeitet sein. 

Abg. Ulf Thiele (CDU): Ich möchte zunächst ein-

mal Danke sagen, insbesondere in Richtung Ihrer 

Mitarbeiter - sicherlich im Namen des gesamten 

Ausschusses -; denn nicht nur anhand der geleis-

teten Überstunden, sondern auch anhand Ihrer 

Schilderungen zu Wochenend- und Feiertagsar-

beit kann man sehen, dass von den Mitarbeitern 

der NBank und auch des Landesrechnungshofes, 

der Mitarbeiter abgestellt hat - genauso wie das 

Wirtschaftsministerium, die IHKs etc. -, der Ernst 

der Lage und die Notsituation der Unternehmen 

erkannt wurden. Dieses persönliche Engagement 

ist nicht selbstverständlich. Herzlichen Dank da-

für. 

Ich will an zwei Beispielen deutlich machen, wie 

der Verlauf in den ersten Tagen des Lockdowns 

aus unserer Sicht als Abgeordnete war, als das 

Portal klemmte und es zu einer Mehrfachumstel-

lung der Programme kam, weil das Ergänzungs-

programm des Bundes schneller kam, als ge-

dacht, und die Förderrichtlinien angepasst wur-

den.  

Nachdem ich zunächst aufgebrachte Nachrichten 

von Steuerberatern aus meinem Wahlkreis erhal-

ten hatte, kehrte sich die Stimmung innerhalb ei-

ner Woche um, weil dann - ausweislich von 

Rückmeldungen - die FAQs funktionierten, die 

Antragsberatung sehr schnell lief, die ersten Mittel 

ankamen und die Hilfe funktionierte. Die NBank 

wurde mehrfach gelobt. Das möchte ich hiermit 

ausdrücklich weitergeben. 

Was die Fehleranfälligkeit angeht: Einen Gastro-

nomen, der sich bei mir darüber beschwerte, dass 

die Antragstellung scheinbar nicht funktioniere, 

bat ich, seinen Antrag auf eventuelle Fehler zu 

überprüfen. Nachdem sich herausgestellt hatte, 

dass er versehentlich eine leere Datei abge-

schickt hatte, und er dies korrigiert hatte, erhielt er 

noch am selben Abend einen positiven Bescheid.  

Hier ist u. a. auch mit Unterstützung von IT-

Experten von Volkswagen, wie Sie dargestellt ha-

ben, Großartiges geleistet worden. Herzlichen 

Dank nochmals für diese Hilfe in der Krise. 

Ich habe zwei Fragen, die an Ihre Ausführungen 

anknüpfen. 

Meine erste Frage bezieht sich auf die Bitten von 

geförderten Unternehmen, Mittel zurückzuzahlen. 

Wie ist das System grundsätzlich angelegt? Kön-

nen Sie uns schildern, wie die Abrechnung funkti-

onieren soll? Viele Unternehmen haben nämlich, 

wie ich festgestellt habe, schon jetzt ein Abgren-

zungsproblem. Dabei geht es um die Frage, wie 
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sie Kosten, Erträge usw. für diesen Zeitraum prä-

zise abrechnen sollen. Müssen sie das über-

haupt?  

Hieran anschließend: Wird es später tatsächlich 

eine standardisierte Prüfung geben, oder gibt es 

in dieser Krisensituation eine gewisse Kulanz ge-

genüber den Unternehmen? Denn diese müssen 

ja zunächst einmal selbst einschätzen - was mög-

licherweise fehlerbehaftet ist -, ob sie tatsächlich 

Anspruch auf Hilfe in diesem Umfang haben oder 

nicht. 

Herr Kiesewetter (NBank): Rückzahlungen be-

treffen insbesondere das Bundesprogramm. Das 

anfängliche Landesprogramm war ja sehr einfach 

beschaffen: Eine Schließung, eine Umsatzabsen-

kung um mindestens 50 % oder ein Liquiditäts-

engpass - vor allem aber die ersten beiden Grün-

de - haben zu einer relativ einfachen Prüfung ge-

führt bzw. führen noch immer dazu.  

Beim Programm mit Unterstützung aus Bundes-

mitteln können sich im Rahmen des Finanzie-

rungsplans Änderungen ergeben. Derzeit kom-

munizieren wir, dass der Zeitraum von drei bzw. 

fünf Monaten, für den die Anträge gestellt worden 

sind, zunächst abgewartet werden soll, um die 

reale Entwicklung zu betrachten. Geförderte Un-

ternehmen sollten - so unser Petitum - ihren 

Steuerberater damit betrauen, weil der Zuschuss 

später versteuert werden muss. Das gilt für die 

Einkommensteuer und auch für die Körper-

schaftsteuer - je nachdem, was zutrifft. Zumindest 

der Monat Juni sollte abgewartet werden. Auf den 

Bescheiden ist die Nummer eines Kontos ange-

geben, auf das Rückzahlungen geleistet werden 

können. 

Was Prüfungen insgesamt betrifft: Wenn uns et-

was auffällt, das nicht korrekt ist, gehen wir dem 

natürlich nach, gerade auch um gewerbsmäßigen 

Betrug zu verhindern. Wenn wir Anhaltspunkte 

dafür haben, dass Angaben nach dem Selbster-

klärungsprinzip nicht korrekt waren, dann halten 

wir das Antragsverfahren von Anfang an an. Mit 

Blick auf bereits bewilligte Fälle gibt es eine An-

forderung des Bundes, stichprobenhaft zu prüfen, 

der wir nachkommen.  

Wichtig ist: Subventionsbetrug ist kein Kavaliers-

delikt. Da ist nicht nur die Tat, sondern schon der 

Versuch strafbar. Wir betreiben eine starke Sach-

verhaltsklärung. Sehr viele Antragsteller mussten 

sich zum allerersten Mal mit der Thematik befas-

sen - da gab es sehr viel Unwissenheit -, und wir 

arbeiten darauf hin, entsprechende Fälle mit den 

Antragstellern aufzuklären. 

Natürlich gibt es aber auch ganz offensichtliche 

Betrugsfälle, die wir an die Staatsanwaltschaft 

weiterleiten müssen, was wir natürlich auch tun. 

Hierbei geht es um Steuergelder, und Fälle, in 

denen grob fahrlässig oder auch bewusst betrü-

gerisch gehandelt wurde, müssen nachvollzogen 

und geahndet werden.  

Wir selbst haben nach derzeitigem Stand 41 An-

zeigen erstattet. Wir bekommen auch immer wie-

der Auskunftsersuchen von den Staatsanwalt-

schaften bzw. vom LKA. Mit Letzterem haben wir 

gute Diskussionen darüber geführt, wie wir des 

Themas Subventionsbetrug am besten Herr wer-

den. Es gibt also eine enge Zusammenarbeit zwi-

schen LKA, Staatsanwaltschaft und NBank. 

Abg. Ulf Thiele (CDU): Meine zweite Frage be-

trifft die Fälle, die bisher noch nicht abgearbeitet 

sind. Ich wende mich mit diesbezüglichen Fragen 

bisher an Herrn Franz im Wirtschaftsministerium, 

der sie weiterleitet. Hat die NBank selbst eine 

Clearingstelle, an die sich Abgeordnete und an-

dere wenden können und wo innerhalb weniger 

Tage nachvollzogen werden kann, was aus ei-

nem Antrag geworden ist, damit man eine Rück-

meldung an nachfragende Unternehmen geben 

kann? 

Herr Kiesewetter (NBank): Momentan gibt es vie-

le Wege, auf denen Nachfragen zu uns gelangen. 

Bei Herrn Franz sind in der Tat einige Fragen 

aufgelaufen, die er an uns weitergeleitet hat. Wir 

arbeiten all das natürlich auf. 

Die betreffenden Informationen befinden sich in 

unserem System; das möchte ich betonen. Wir 

haben einen immensen technischen Aufwand be-

trieben. Die IT-Experten von Volkswagen haben 

uns praktisch nur dabei geholfen, unser Postfach 

im erforderlichen Umfang zu skalieren. Wir haben 

nach der Maßgabe gehandelt, dass wir uns den 

anfänglichen „Fehlschuss“ nicht ein zweites Mal 

erlauben durften und die Technik funktionieren 

muss. Aufgrund der Dimensionen hatten wir diese 

Aufgabe zunächst ausgelagert; jetzt läuft sie wie-

der über unser Haus. Vor allem unsere IT hat da 

Immenses geleistet, worauf wir stolz sind. 

Einerseits stehen viele Kolleginnen und Kollegen 

in direktem, persönlichem Kontakt mit Antragstel-

lern. Andererseits konnte und kann über die  
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E-Mailadresse beratung@nbank.de kommuniziert 

werden. 

Da wir alle Informationen im System haben, kann 

bei Nachfragen der Stand der Dinge relativ 

schnell recherchiert werden. Wir finden die jeweils 

relevanten E-Mails und sehen dann auch die Feh-

ler, die dazu geführt haben, dass ein Antrag nicht 

automatisch durchgelaufen ist. 

Da derzeit keine neuen Anträge mehr eingehen, 

können wir sozusagen aufräumen. Jeder unserer 

Mitarbeiter, den man auf einen Fall anspricht, wird 

dafür sorgen, dass - in welcher Form auch im-

mer - Abhilfe geschaffen wird. 

Abg. Markus Brinkmann (SPD): Es ist schon viel 

Lobenswertes über die NBank gesagt worden, 

aber da ich ansonsten eher nicht als größter Fan 

der NBank bekannt bin, möchte auch ich mich an 

dieser Stelle einmal für die gute Arbeit bedanken, 

die in den letzten Wochen geleistet wurde.  

Allem Richtigen, was schon gesagt wurde, muss 

man meines Erachtens voranstellen, dass wir hier 

über das größte Hilfsprogramm in der Geschichte 

des Landes Niedersachsen reden. Die größten 

Hilfsprogramme in der Vergangenheit war die 

Hochwasserhilfsprogramme. Da haben wir zum 

Teil über 40 Mio. Euro zur Verfügung gestellt. Das 

waren die größten Unterstützungsmaßnahmen, 

die ich in den letzten zehn bis zwölf Jahren erlebt 

habe. Insoweit ist die aktuelle Herausforderung in 

ihrer Dimensionen in der Geschichte des Landes 

Niedersachsen bisher einmalig - das muss man 

immer wieder, auch gegenüber Betroffenen, be-

tonen.  

Ich erinnere mich an die Anfangsphase der Pro-

gramme, an die Zeit von 220 000 Zugriffen in 

45 Minuten und die mehr oder weniger qualifizier-

ten Kommentare in den sozialen Netzwerken. Es 

ist aber festzustellen, dass sich die Situation sehr 

schnell sehr deutlich verbessert hat. Das ist in der 

Tat das Verdienst der NBank - aber nicht nur. 

Ich habe, als Verbesserungen eingetreten sind, 

feststellen können, dass insbesondere etwa die 

Zusammenarbeit mit den Wirtschaftsförderern in 

den Landkreisen sehr hilfreich gewesen ist, die 

auch unmittelbar beraten haben und das übrigens 

in vielen Fällen qualitativ deutlich besser gemacht 

haben als Steuerberater - um das Stichwort ein-

mal aufzugreifen -, die zum Teil behauptet haben, 

von Haus aus alles zu wissen. Das sah, bei Lichte 

betrachtet, dann doch etwas anders aus. 

Einer der Wünsche unserer Wirtschaftsförderer 

war - die Unterlagen geben darüber keine Aus-

kunft -, die Zuwendungen aus den unterschiedli-

chen Programmen auch regionalisiert aufbereitet 

zu erhalten. Es gab vor einigen Wochen eine Un-

terlage, die nach Landkreisen differenziert aus-

wies, wer welche Unterstützung bekommen hat. 

Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie das - mit 

vertretbarem Aufwand in angemessener Zeit - 

nachliefern könnten. Auch für die Wirtschaftsför-

derer wäre das sehr hilfreich, weil es ja in gewis-

ser Weise auch Teil ihres eigenen Tätigkeits-

nachweises ist und eine gewisse Vergleichbarkeit 

nach Regionen ermöglicht. 

Herr Kiesewetter (NBank): Wir haben diverse 

Auswertungsmöglichkeiten. Herr Franz vom MW 

beispielsweise möchte öfter verschiedene Aus-

wertungen von uns haben und bekommt diese 

auch. Die hierfür relevanten Daten befinden sich 

in unserem System. Auch die von Ihnen erfragten 

Informationen können wir, möglicherweise über 

das Wirtschaftsministerium, an Sie weiterleiten. 

Das ist kein Problem; der Aufwand ist dabei sehr 

vertretbar.  

Abg. Markus Brinkmann (SPD): Viele Antrag-

steller haben ihre Angaben mit Blick auf den Zeit-

raum von drei Monaten gemacht und zum Teil 

auch Hilfszusagen erhalten. Jetzt sind viele, die 

ihren Betrieb unter Schwierigkeiten wieder zum 

Laufen gebracht haben, besorgt, dass irgend-

wann jemand kommt, den Laden auf den Kopf 

stellt, prüft, welche finanziellen Ressourcen vor-

handen sind, und am Ende möglicherweise zu 

dem Ergebnis kommt, dass das Unternehmen gar 

nicht bedürftig gewesen ist und nun die bewillig-

ten 3 000 bis 15 000 Euro wieder zurückzahlen 

muss. Das könnte dem einen oder anderen Un-

ternehmen zwar nicht sofort, aber mit zeitlicher 

Verzögerung das Genick brechen.  

Das ist ja nicht das, was wir wollen. Was wir wol-

len, haben wir weitestgehend erreicht. Es ist uns 

mit diesen Programmen und Maßnahmen nicht 

nur gelungen, eine Reihe von Betrieben durch 

diese schwierige Zeit zu begleiten, sondern es ist 

uns - heute sind die Arbeitslosenzahlen veröffent-

licht worden - auch gelungen, damit zumindest 

kurz- und mittelfristig Zehntausende von Arbeits-

plätzen in Niedersachsen zu retten. Ich betone 

das ausdrücklich, weil dies ein sehr wichtiges An-

liegen für uns ist. Auch dafür gebührt Ihnen allen 

noch ein herzliches Wort des Dankes. 
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Herr Kiesewetter (NBank): Wir müssen uns be-

züglich der Rückzahlungen natürlich an gewisse 

Rahmenbedingungen halten. Als Förderbank prü-

fen wir gemäß den Richtlinien, wann genau wel-

che Sach- und Finanzierungskosten angefallen 

sind und wie sich demgegenüber die Einnahmesi-

tuation darstellt. Wenn sich jemand außerhalb der 

Richtlinie bewegt, an die wir gebunden sind, wird 

das mit dem Antragsteller zu klären sein. 

Abg. Markus Brinkmann (SPD): Mich bewegt 

außerdem die Frage, ob es - wie in anderen Bun-

desländern offensichtlich in großem Stil gesche-

hen - Hinweise auf Betrugsfälle gibt, in denen mit 

krimineller Energie - möglicherweise auch aus 

dem Ausland - gezielt versucht wurde, auf unsere 

Programme zuzugreifen. Können Sie dazu Aus-

führungen machen? 

Herr Dr. Meier (NBank): Es gibt durchaus eine 

gewisse Anzahl von solchen Fällen. Wie Herr 

Kiesewetter schon sagte, haben wir selbst 41 An-

zeigen erstattet, weil Verdachtsmomente vorla-

gen. Wir haben 165 Auskunftsersuchen beant-

wortet, die seitens der Ermittlungsbehörden an 

uns gerichtet worden sind. Derzeit laufen unserer 

Kenntnis nach beim Landeskriminalamt, mit dem 

wir von Anfang an zusammengearbeitet haben, 

73 Ermittlungsverfahren wegen Subventionsbe-

trugs. 

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Geldwä-

sche-Verdachtsanzeigen seitens der Hausban-

ken, bei denen auf bestimmten Konten unge-

wöhnliche hohe Umsätze aufgefallen sind. In sol-

chen Fällen können sie bei einer Bundesbehörde 

Geldwäsche-Verdachtsanzeige erstatten. Diese 

wird dann langsam sukzessive von der Bundes-

ebene über die Landesebene usw. bearbeitet.  

Wir selbst sind auf Einzelfälle aufmerksam ge-

worden, bei denen sozusagen das System an-

schlug. Die Anzahl von bisher ungefähr 250 Fäl-

len, in denen Verdachtsmomente vorliegen, ist 

zwar relevant, aber angesichts der Gesamtanzahl 

von ungefähr 130 000 eingegangenen Anträgen 

doch verschwindend gering. 

Durch den Zusammenbruch unseres Kundenpor-

tals hatten wir gewissermaßen den Vorteil, dass 

unser Antragsverfahren per E-Mail lief. Im An-

tragsportal von Nordrhein-Westfalen beispiels-

weise gab es eine Eingabemaske zur Übermitt-

lung der Antragsdaten. Diese wurde von Hackern 

kopiert und der eigentlichen Website vorgeschal-

tet. Es wurden E-Mail-Adressen verwendet, die so 

ähnlich wie die echten lauteten. Sie haben es 

auch geschafft, mit ihrer Seite in den Google-

Suchergebnissen nach „Corona-Soforthilfe“ relativ 

weit oben zu landen. Dort hat es also eine ganze 

Reihe von Betrugsfällen gewerbsmäßiger Art ge-

geben. 

Zu gewerbsmäßigem Betrug, Clankriminalität  

oder Ähnlichem, was man befürchten könnte, ha-

ben wir bisher keine Verdachtsfälle. Es gibt einige 

Fälle von Anträgen aus einem bestimmten regio-

nalen Umfeld, die gleichlautend waren und die 

gleichen Rechtschreibfehler im Eingabetext ent-

hielten. Das haben wir dem LKA gemeldet, das 

dem nachgeht. Es handelte sich dabei überwie-

gend um Personen, die gerade einen Schrotthan-

del im Reisegewerbe eröffnet hatten. 

Das LKA meldete uns im Zusammenhang mit Be-

trugsverfahren eine Summe von derzeit insge-

samt ungefähr 400 000 Euro. Diese Summe kann 

schwanken und wird voraussichtlich auch noch 

ansteigen.  

Wir selbst werden gemäß Bundesrichtlinie in 5 % 

der Gesamtfälle stichprobenhaft prüfen. Dabei 

wird sicherlich noch der eine oder andere Ver-

dachtsfall zu Tage treten. Wir haben versucht, 

soweit es das Verfahren in der Kürze der Zeit zu-

ließ, bestimmte Betrugspräventionsschranken wie 

das Herausfiltern doppelt benutzter IBANs, die 

Dublettenprüfung und die E-Mail-Prüfung vorzu-

schalten. Das verhindert nicht alles - das geht in 

der Kürze der Zeit einfach nicht. Wenn man 

120 000 Anträge innerhalb von sechs Wochen zu 

bearbeiten hat, kann man nicht so tief prüfen, wie 

man es normalerweise tun würde. Ich denke aber, 

wir haben diesbezüglich zumindest einen guten 

Stand erreicht. 

Abg. Alptekin Kirci (SPD): Auch von mir vielen 

Dank für die Arbeit, die Sie geleistet haben. In-

zwischen läuft in der Tat alles sehr gut. 

Ich habe zwei Nachfragen.  

Erstens. Mir liegen Vorgänge von Antragstellern 

oder Antragstellerinnen vor, die bis Ende März ei-

nen Antrag gestellt hatten, aber immer noch keine 

Rückmeldung bekommen haben. Woran kann 

das liegen? In einem Fall handelt es sich um ei-

nen Unternehmer, bei dem ich mir wirklich nicht 

vorstellen kann, dass er etwas Falsches abge-

schickt hat.  

Zweitens. Die Politik hatte anfangs unterschiedli-

che Signale gesetzt, was gefördert werden kann. 
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Einige dachten deshalb, dass die Hilfen auch zur 

Deckung von Lebenshaltungskosten verwendet 

werden dürfen. Anträge werden ja zum einen von 

großen, sehr professionell aufgestellten Unter-

nehmen gestellt, aber zum anderen auch von 

kleineren, die alles selbst machen müssen. Bei 

den Stichprobenprüfungen werden Sie sicherlich 

eher bei den Anträgen von solchen kleinen Un-

ternehmen nicht ganz korrekte Angaben gefun-

den haben, weil diese eher Probleme mit den 

formalen Anträgen haben. Solchen kleinen Un-

ternehmen habe auch ich geraten, ihre Steuerbe-

rater damit zu beauftragen, weil diese sich damit 

auskennen. Ich nehme an, diese Fälle haben Sie 

im Blick; denn es ist denkbar, dass einzelne Posi-

tionen in Anträgen angegeben worden sind, die 

eigentlich nicht von den Förderrichtlinien abge-

deckt sind. 

Herr Kiesewetter (NBank): Mit solchen Fällen 

müssen wir uns in der Tat auseinandersetzen.  

Die Fälle, in denen noch keine Rückmeldung er-

folgt ist, sind genau jene Fälle, in denen wir aus 

den E-Mails nichts auslesen konnten. Jüngst be-

richtete die Presse über einen Hotelbetreiber in 

Sehnde, der beklagte, sein Geld so spät bekom-

men zu haben. Er hätte den zweiten Antrag ge-

nauso gestellt wie den ersten. - Bei dem ersten 

Antrag handelte sich aber um ein reines PDF-

Dokument, das man nicht auslesen konnte; der 

zweite war automatisierbar und deswegen relativ 

schnell bearbeitbar.  

Anfangs ist unser System z. B. darauf ange-

sprungen, wenn eine IBAN ein Leerzeichen ent-

hielt. Es ist jedoch nicht vermittelbar, dass ein An-

trag aufgrund eines Leerzeichens nicht in die au-

tomatische Verarbeitung geht. Fehler wie diesen 

haben wir zwar ausgemerzt, aber solche ver-

meintlich geringfügigen Fehler können der Grund 

für ausbleibende Rückmeldungen sein. Dazu ge-

hört auch, dass Pflichtfelder nicht verwendet wor-

den sind. Beim Antrag im Rahmen des Landes-

programms etwa musste zunächst die Anzahl der 

Mitarbeiter und darunter noch einmal die aktuelle 

Anzahl der Mitarbeiter angeben werden. Wenn 

diese nicht angegeben wurde, konnten wir die 

sich daraus ableitende Fördersumme nicht ermit-

teln. 

Es handelt sich also um Fälle, in denen wir reine 

PDF-Dokumente, Fotos, Scans oder Links in eine 

Cloud bekommen haben, wo jemand Dokumente 

eingestellt und erwartet hat, dass wir diese herun-

terladen. Oft sind Anträge sehr gut ausgefüllt, 

aber als reines PDF-Dokument und nicht als au-

tomatisierbares abgegeben worden. 

Diese Fälle müssen wir durch die Scanstraße 

ziehen, auslesen, durch Klick bestätigen und so 

aufbereiten, dass wir die Informationen korrekt in 

unser System geben können. Dieses Verfahren 

musste aber zunächst einmal aufgebaut werden, 

und jetzt müssen wir diese Fälle abarbeiten. Es 

wird sich dabei genau um die von Ihnen genann-

ten Fälle handeln. Darum kümmern wir uns gera-

de. 

Jeder, der sozusagen eine wie auch immer gear-

tete Interessenbekundung abgegeben hat, soll 

sein Geld bekommen. Dabei gewähren wir eine 

Karenz auch über den 31. Mai hinaus. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE): Vielen Dank auch 

von meiner Seite, Herr Kiesewetter, Herr Meier.  

Angesichts der Entwicklungen in den letzten Mo-

naten - und auch der Arbeitslosenzahlen in den 

USA oder anderen Ländern, wo solche Zahlen 

nicht erfasst werden und Menschen mitunter an 

Hunger leiden - können wir über unseren Sozial-

staat froh sein, der sich nicht nur in den Berei-

chen Arbeitslosen- und Kurzarbeitergeld, sondern 

auch bei den schnellen Hilfen für viele kleine Un-

ternehmen handlungsfähig gezeigt hat. Das zeigt 

sich insbesondere in einer solchen Krise. Gleich-

wohl ist diese noch lange nicht vorbei.  

Ich habe einige Fragen. 

Erstens. Wie stellt sich die Schnittstelle zur KfW 

bzw. zum Wirtschaftsstabilisierungsfonds dar? 

Einerseits ergibt sich die Zuständigkeit aus der 

Größe der jeweiligen Unternehmen, und eigent-

lich läge es in Verantwortung der Antragsteller, 

sich an die richtige Institution zu wenden. Ande-

rerseits gibt es sicherlich Grenzfälle, bei denen 

Beratungsbedarf besteht. Was sind Ihre Erfah-

rungen mit dem Förderregime in Abgrenzung zur 

KfW?  

Diese Frage stellt sich auch vor dem Hintergrund 

der vorgenommenen Anpassungen. Ursprünglich 

war bei der KfW eine 90-prozentige Absicherung 

vorgesehen. Diese wurde dann meines Wissens 

bei Krediten bis zu einer Höhe von 800 000 Euro 

auf 100 % angehoben. Die Maßnahmen aus dem 

Wirtschaftsstabilisierungsfonds sind in der Regel 

mit 80- bzw. 90-prozentiger Absicherung verse-

hen. 
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Zweitens. Die im Rahmen der Kreditermächtigung 

in Höhe von 1 Mrd. Euro verausgabten Mittel sind 

ja zum Teil Bundes-, zum Teil Landesmittel. Wie 

sind hier die Anteile? Und an welchen Stellen gibt 

es noch Diskussionen mit dem Bund? 

Drittens. Wenn ich es richtig sehe, wurden aus 

dem 50 Mrd. Euro umfassenden Topf, den der 

Bund bereitgestellt hatte, 12,7 Mrd. Euro bun-

desweit für KMU verausgabt. Es ist also noch ein 

relativ großer Teil im Topf, von dem auf Vorschlag 

des Bundeswirtschaftsministers 25 Mrd. Euro für 

ein Anschlussprogramm verwendet werden sol-

len.  

Wie bewerten Sie vor diesem Hintergrund die Si-

tuation von Unternehmen insbesondere in Innen-

stadtlagen oder etwa in Bahnhöfen? Diese haben 

teilweise Mietkosten von monatlich 15 000 bis 

20 000 Euro, sodass die Hilfen noch nicht einmal 

die Monatsmiete - geschweige denn drei Mo-

natsmieten - abdecken. Je nach Unternehmen 

gibt es da ganz unterschiedliche Sorgen. Nicht 

jedes Geschäft ist nach drei Monaten sofort wie-

der profitabel, auch wenn sozusagen die Laden-

türen wieder offen sind.  

Wie schätzen Sie den Bedarf für ein zweites Pro-

gramm ein? Würden Sie ein solches ähnlich kon-

zipieren oder zum Teil modifizieren? 

Herr Kiesewetter (NBank): Zu Ihrer letzten Fra-

ge: Es gab unterschiedliche Fälle. Beispielsweise 

gab es Unternehmen, die mit den Hilfen gewis-

sermaßen in den Genuss eines zuvor nicht ge-

kannten warmen Regens kamen. In vielen ande-

ren Fällen konnten Höchstfördersummen gar 

nicht ausgeschöpft werden, weil die Antrags-

summe aufgrund der Rahmenbedingungen, die 

die Berücksichtigung von Sach- und Finanzie-

rungskosten vorsehen, niedriger sein musste. In 

diesen Fällen müsste die Förderung ungefähr den 

Bedarf gedeckt haben. 

Natürlich gab es auch Fälle, in denen die Förde-

rung nur einen Tropfen auf den heißen Stein be-

deutet hat. Das war z. B. bei Fahrschulen mit sehr 

hohen Leasingaufwendungen der Fall. Auch hohe 

Kosten von Unternehmen im Gaststätten- und 

Hotelgewerbe, die keine eigene Immobilie besit-

zen, können über ein solches Programm nur be-

grenzt abgedeckt werden. 

Wenn man solch ein Programm aufsetzt, wird 

dies notgedrungen grobmaschig sein und nicht 

jedem Fall gerecht werden können. 

Das Wirtschaftsministerium diskutiert derzeit auch 

mit dem Bund über das Nachfolgeprogramm. Wir 

befürchten, dass die ersten diskutierten Ideen sei-

tens des Bundes extrem schwierig umzusetzen 

wären. Die Vorschläge des Bundes wären in ihrer 

jetzigen Form nicht administrierbar. Das ist auch 

die Sichtweise aller anderer Förderbanken und 

weiterer damit befasster Verwaltungsstellen. Dies 

wurde auch gegenüber dem Bund geäußert. 

Eine Idee war ein monatliches Monitoring der Si-

tuationsentwicklung, das die Anpassung von Zu-

wendungsbeträgen zur Folge hätte. Unserer Auf-

fassung nach ist eine Verarbeitung von Anträgen 

in der jetzigen Größenordnung nur mit weitge-

hender Automatisierung möglich. Diese war nur 

deshalb möglich, weil die Soforthilfen als Billig-

keitsleistungen gewährt wurden. Ein Schriftform-

erfordernis, wie es bei normalen Zuwendungen 

besteht, hätte die Lage extrem verkompliziert. 

Überdies hat die Verrechnung von Bundes- mit 

Landesmitteln einen hohen Administrationsbedarf 

bei uns ausgelöst. Die Bearbeitung in Bundeslän-

dern, die hierbei kumulativ verfahren sind, ge-

schah schneller. 

Solche Erfahrungen sollte man bei der Konzepti-

on eines Folgeprogramms berücksichtigen; denn 

ein noch so gutes Programm nützt nichts, wenn 

es nicht administrierbar ist und es schwierig ist, 

den berechtigten Antragstellern die Mittel zu-

kommen zu lassen. 

MR Franz (MW): Ergänzend dazu: Wie darge-

stellt wurde, ist nach Auslaufen der Förderung 

zum 31. Mai noch ein ganz erheblicher Teil der 

ursprünglich vorgesehenen 50 Mrd. Euro der 

Bundesmittel im Topf. Ein großer Teil dieser Mittel 

soll für ein weiteres Förderprogramm vorgesehen 

werden, und zwar diesmal für ein Förderpro-

gramm, das sich an alle kleinen und mittelgroßen 

Unternehmen - also mit 1 bis 249 Beschäftigten - 

richtet. Der Bund wird sich also, wenn es so kä-

me, wie derzeit angekündigt, nicht mehr nur auf 

die Gruppe der Kleinstunternehmen bis 10 Be-

schäftigte beschränken, sodass es keine Not-

wendigkeit mehr gäbe, zusätzlich ein Landespro-

gramm hierfür aufzulegen.  

Weiterhin gibt es, wie von Herrn Kiesewetter dar-

gestellt, Vorschläge bzw. Überlegungen des Bun-

des zur Gestaltung des Verfahrens. Diese sehen 

derzeit ein sehr aufwendiges Verfahren vor, das 

sich an der Stärke des Umsatzrückgangs in den 

Monaten April und Mai 2020 orientiert. Hierbei 

sieht der Bund eine Einstiegsschwelle von min-
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destens 60 % Umsatzrückgang vor. Nur Unter-

nehmen, auf die dies zutrifft, sollen antragsbe-

rechtigt sein. Das ist der erste große Kritikpunkt, 

den wir als Land haben. Diesen werden wir in ei-

ner Bund-Länder-Arbeitsgruppe, in der ich das 

Land vertrete, vorbringen, um diesbezüglich noch 

Veränderungen zu erreichen. 

Der zweite Kritikpunkt betrifft die Komplexität des 

Verfahrens. Der Vorschlag des Bundes sieht ein 

monatliches Monitoring vor - mit einer Auszahlung 

von Fördermitteln nur dann, wenn der Umsatz-

rückgang eines Unternehmens im Vergleich zum 

Vorjahresmonat mindestens 50 % beträgt. Das 

heißt, die NBank müsste für viele Tausend Anträ-

ge einen laufenden Abgleich des Umsatzes im 

jeweiligen Monat mit dem Vorjahresmonat vor-

nehmen. Dies würde einen immensen Personal-

aufwand bedeuten. Wir streben ja eigentlich eine 

leichtere, unbürokratischere Bearbeitung an, 

weshalb man sich bisher nicht auf ein Zuwen-

dungsverfahren, sondern auf Billigkeitsleistungen 

konzentriert hat. Das neue Verfahren nach Bun-

desvorgabe sieht auch wieder eine eigentlich ein-

fach zu handhabende Billigkeitsleistung vor, wäre 

in der Praxis aber komplizierter als ein Zuwen-

dungsverfahren.  

Es gibt also von Bundesseite Vorstellungen, die 

sich so nicht umsetzen lassen. Übrigens gibt es 

im Kreis der Länder - ausweislich vieler Telefon-

konferenzen, an denen ich in den letzten Tagen 

teilgenommen habe - große Einigkeit darüber, 

dass man hierbei zu Vereinfachungen kommen 

muss. Einigkeit besteht auch darüber, dass nicht 

monatliche Auszahlungen, die eine Folge dieses 

Monitorings wären, geleistet werden sollten, son-

dern eine Festbetragsauszahlung mit Schlussab-

rechnung. 

Es sind also noch viele Detailfragen zu klären.  

Zum Ablauf: Wahrscheinlich wird die angespro-

chene Bund-Länder-Arbeitsgruppe maximal einen 

Monat lang tätig sein, damit das Bundespro-

gramm spätestens am 1. Juli verabschiedet wer-

den kann - mit einer rückwirkenden Geltungsdau-

er zum 1. Juni, damit es keine Lücke in der Aus-

zahlung der Fördermittel gibt. Eigentlich gibt es 

diese aber auch nicht. Derzeit gibt es höchstens 

eine vorübergehende Lücke hinsichtlich der Mög-

lichkeit, Neuanträge zu stellen; denn die Förde-

rung über die bisherigen Programme deckt ja eine 

Liquiditätslücke von drei bis fünf Monaten ab. An-

träge konnten frühestens für den März gestellt 

werden. Für diese Zeit hat es allerdings nur weni-

ge Anträge gegeben. Der Normalfall war die Be-

antragung für den Zeitraum April bis Juni. Für die-

jenigen, die ihren Antrag erst im Mai gestellt ha-

ben, ist der Förderzeitraum sogar Mai bis Juli, al-

so sogar noch einen Monat darüber hinaus. Es 

entsteht somit keine Förderlücke oder Ungerech-

tigkeit dadurch, dass es jetzt für einige Tage kei-

ne Möglichkeit für eine Neuantragsstellung gibt. 

Abg. Christian Grascha (FDP): Ich möchte mich 

im Namen meiner Fraktion dem Dank an die Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter der NBank, aber 

auch des Wirtschaftsministeriums, die unmittelbar 

mit Ihnen zusammenarbeiten, anschließen.  

Zu entscheiden, was bzw. wer konkret gefördert 

wird und welche Anträge bewilligt werden, wie die 

Richtlinien formuliert sind, ist ja nicht die Aufgabe 

der NBank, sondern das obliegt der Politik. Die 

NBank muss das dann entsprechend umsetzen - 

das muss man voneinander trennen.  

Die NBank musste die Soforthilfe ja sozusagen 

spontan und überraschenderweise umsetzen; 

deshalb ist die Frage vielleicht weniger, was man 

alles hätte anders machen können, sondern eher, 

was man anders machen würde, wenn es in eini-

gen Jahren zu einer ähnlichen Situation kommt, 

welche Learnings es also aus der aktuellen Situa-

tion gibt. Das ist der eine Punkt.  

Der zweite Punkt ist: Diejenigen, die die Soforthil-

fe erhalten haben, haben - zumindest zum Teil - 

jetzt eine Aufforderung erhalten, zu überprüfen, 

ob eine Überzahlung stattgefunden hat. Mich inte-

ressiert das weitere Prozedere. Denn eine finale 

Aussage dazu kann voraussichtlich erst dann ge-

troffen werden, wenn die Jahresabschlüsse vor-

liegen.  

Drittens möchte ich noch eine Anmerkung zu den 

Ausführungen von Herrn Franz zu den Vorschlä-

gen des Bundes zum zweiten Förderprogramm 

machen. Das wäre ja gruselig, wenn das am En-

de tatsächlich so bürokratisch abgewickelt wer-

den sollte. Und viele der in Rede stehenden Da-

ten liegen dem Staat bzw. dem Finanzamt - spä-

testens im Nachhinein - ja erst in Form der Jah-

resabschlüsse 2020 vor. Die Frage ist, ob es nicht 

unbürokratische Lösungen gibt - auch auf die Ge-

fahr hin, dass Personen Geld bekommen, die es 

eigentlich nicht nötig hätten -, um das Geld erst 

einmal auszuzahlen, und im Nachhinein, wenn 

die entsprechenden Informationen vorliegen, die 

Dinge wieder geradezuziehen. Wäre das nicht 

auch eine Möglichkeit? 
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Herr Kiesewetter (NBank): Zunächst einmal: Na-

türlich gibt es verschiedene Learnings. Nicht alles 

ist optimal gelaufen, und immer dann, wenn wir 

festgestellt haben, dass irgendwo etwas nicht gut 

gelaufen ist, haben wir versucht, nachzusteuern.  

Dazu zur Information: Für die neue EU-Förder-

periode waren wir zusammen mit anderen För-

derbanken bereits in der Diskussion, bzw. es gab 

sogar schon eine Ausschreibung für ein neues 

Kundenportal, das dann auch skalierbar ist usw. 

und eine bessere Kommunikation mit den Antrag-

stellern ermöglicht. Die Corona-Krise ist dafür 

sozusagen zu früh gekommen. Wenn dieses 

neue Kundenportal schon vorhanden gewesen 

wäre, hätten wir diese Probleme nicht gehabt. In 

der nächsten Zeit, wenn das neue Kundenportal 

da ist, werden wir viel besser aufgestellt sein.  

Nichtsdestotrotz: Die Bewältigung der Corona-

Krise ist noch nicht abgeschlossen, sondern es 

wird noch weitere Antragsrunden in wie auch im-

mer gearteter Form geben. Und es werden si-

cherlich mehr als die bei unseren Großprogram-

men üblichen ca. 10 000 Antragsteller sein - ge-

rade wenn man in Richtung Soloselbstständige 

schaut.  

Wir sind schon jetzt in der Diskussion auch mit 

anderen Förderbanken, wie man das Antragsver-

fahren umstellen kann. Sehr gut gestellte Anträge 

sind auch sehr gut durchgelaufen. Wir haben uns 

deshalb immer die Frage gestellt, wie wir es er-

reichen, dass nur gute Anträge gestellt werden. 

Das ist der Vorteil einer webbasierten Lösung, wo 

der Antrag im Endeffekt nur dann abgeschickt 

werden kann, wenn er wirklich gut ist.  

Wir arbeiten das nun sukzessive auf und diskutie-

ren darüber, wie wir das darstellen, damit 

Phishing-Attacken wie in Berlin und Nordrhein-

Westfalen nicht möglich sind. Wir denken da 

schon vor, weil wir nicht wieder durch eine solche 

Pandemie überrascht werden wollen. Auf eine 

solche Situation wollen wir künftig vernünftig vor-

bereitet sein.  

Wichtig ist für uns auch - hier appellieren wir auch 

immer an die relevanten Personen -: Auch wenn 

wir eine entsprechende Richtlinie haben, sollten 

wir uns die Zeit nehmen, das Ganze vernünftig 

aufzusetzen. Am Anfang der Krise gab es auch 

einen gewissen Wettlauf der Bundesländer, und 

wir wollten möglichst schnell am Start sein - was 

grundsätzlich natürlich positiv war. Aber so waren 

einige technische Dinge noch nicht abschließend 

durchdacht. Eine Richtlinie aufzusetzen, ist relativ 

einfach, aber sie technisch umzusetzen, ist nicht 

trivial. Deswegen sollte man sich vor einer neuen 

Runde durchaus die Zeit für eine vernünftige Vor-

bereitung nehmen.  

Eine automatische Eingangsbestätigungs-E-Mail 

versenden zu können, haben wir uns zu Beginn 

gewünscht. Jetzt ist das ein klares Muss. Eine 

entsprechende Kommunikation muss möglich 

sein. Da wir ein Sammelsurium an Antragswegen 

hatten, hatten wir auch sehr viele Schwierigkei-

ten, die Eingänge zu sortieren und alles passge-

nau anzusteuern. Das hat Zeit gekostet, und des-

halb haben einige Antragsteller auch längere Zeit 

nichts von der NBank gehört, insbesondere dann, 

wenn Fotos oder Scans eingegangen sind. Aber 

nichts geht verloren. Die Kundenkommunikation 

wird zukünftig aber sicherlich anders aufgebaut 

werden müssen.  

Zur Frage nach der Rückzahlung: Wir warten den 

Bewilligungszeitraum - drei bzw. fünf Monate - 

erst einmal ab. Die Sach- und Finanzierungskos-

ten kennen die Antragsteller ja; da sind keine 

großartigen Änderungen zu erwarten. Vor allem 

die Einnahmeseite kann sich unterschiedlich dar-

stellen. Wenn der Bewilligungszeitraum abgelau-

fen ist, werden wir prüfen, wie die Abrechnung 

vorzunehmen ist. Das würden wir dann gerne 

stärker über die Steuerberater laufen lassen, die 

die Antragsteller zumindest beraten sollten. Zum 

einen gibt es, wie gesagt, eine Mitteilungspflicht 

der Antragsteller und zum anderen eine Pflicht 

der Rückzahlung im Falle einer Überkompensati-

on. Das kann dann in Ruhe erfolgen.  

Die Zusammenarbeit mit den Finanzämtern ist si-

cherlich eine Diskussion wert. Bei uns gilt das Ei-

generklärungsprinzip; entsprechend haben wir 

geprüft, ob es Implausibilitäten gibt - diese haben 

wir sofort angesprochen. Aber Sie haben recht: 

Da in dem neuen Programm gerade der Umsatz 

eine große Rolle spielt, kann man das vielleicht 

auch mithilfe der Finanzämter lösen - in wie auch 

immer gearteter Zusammenarbeit. Das müssen 

wir sicherlich mitdenken.  

Abg. Dr. Dörte Liebetruth (SPD): Dem allseits 

geäußerten Dank möchte auch ich mich ganz 

ausdrücklich anschließen - speziell dafür, dass 

Sie ganz unterschiedliche Antragswege zugelas-

sen haben und auch Anträge, die per Post ge-

stellt wurden, berücksichtigt haben. Das trägt si-

cherlich auch ein Stück weit dazu bei, dass die 

Menschen Vertrauen haben, dass Politik und der 
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Staat wirken. Denn zu Beginn gab es sehr viele 

Zweifel, ob das Geld tatsächlich ankommt. Inzwi-

schen ist viel Geld angekommen.  

Ich habe noch eine Frage zu einem Einzelfall: 

Wie würde die NBank verfahren, wenn jetzt noch 

ein - mustergültig ausgefüllter - Antrag eines Un-

ternehmers mit Datum von Anfang April auftaucht, 

der allerdings das alte Formular aus dem Pro-

gramm „Niedersachsen-Soforthilfe Corona“, das 

bis zum 31. März lief, verwendet hat?  

Abschließend interessiert mich, inwieweit der er-

weiterte Digitalbonus für Videokonferenzen - er 

zählt im weiteren Sinne auch zu den Corona-

Hilfen - genutzt wurde bzw. inwieweit dort Mittel 

abgeflossen sind.  

Herr Kiesewetter (NBank): Die Zahlen zum Digi-

talbonus kann ich Ihnen aktuell nicht nennen. 

Auch ich persönlich habe diesbezüglich aber ent-

sprechende Anfragen bekommen. In diesem Fall 

war es ja relativ einfach, in die Beschaffung zu 

gehen, bevor man eine Zusage erhalten hat. Das 

war durchaus möglich, wenn ein entsprechender 

Antrag gestellt wurde.  

Dass wir, wie Sie gesagt haben, alle Wege zur 

Antragstellung geöffnet haben, hat uns - das sage 

ich ganz ehrlich - sozusagen gekillt. Das hat uns 

in der Bearbeitung extreme Schwierigkeiten berei-

tet. Deshalb müssen wir nun schauen, wie wir für 

neue Programme ein vernünftiges Antragsverfah-

ren auf den Weg bringen, um nicht wieder in eine 

solche Situation zu kommen. Das kann dann viel-

leicht auch unter stärkerer Berücksichtigung von 

Hilfeleistungen von Wirtschaftsförderern etc. pas-

sieren. Wir haben bisher immer nur die IHKs ge-

nannt, aber auch die HWKs haben sehr stark un-

terstützt - sogar noch intensiver als die Handels-

kammern.  

Wir haben aber festgestellt: Die Bewältigung gro-

ßer Antragszahlen ist nur über eine automatische 

Verarbeitung möglich. Und dass das geht, haben 

wir jetzt gesehen. Ich denke, man muss dann 

auch einmal darüber diskutieren, wie man das mit 

der Landeshaushaltsordnung in Einklang bringen 

kann.  

Den von Ihnen genannten Einzelfall müssten wir 

uns im Detail ansehen. Meine erste Tendenz da-

zu ist, dass das wahrscheinlich schwierig wird, 

wenn jemand zu spät einen Antrag auf die alte 

Landesförderung gestellt hat.  

 

Bericht über die Förderrichtlinien des Landes 

Beratungsunterlage: PowerPoint-Präsentation 

„Erfolgsmessung - Förderrichtlinien des Landes“ 

(Anlage 3) 

Herr Kiesewetter (NBank) und Herr Meier 

(NBank) stellten die PowerPoint-Präsentation 

(Anlage 3) zum Fördergeschäft der NBank sowie 

zur Erfolgsmessung in der Förderpraxis vor.  

Abschließend betonte Herr Kiesewetter (NBank), 

dass die Erfolgsmessung von Förderungen ins-

besondere mit Blick auf die Zielsetzung der jewei-

ligen Richtlinie und die damit verbundenen 

grundsätzlichen politischen oder wirtschaftlichen 

Ziele ein extrem schwieriges und komplexes 

Thema sei. Allein bei der Frage, was genau ge-

fördert werden sollte, werde es immer unter-

schiedliche politische Meinungen geben. Es sei 

der politischen Entscheidung vorbehalten, welche 

Schwerpunkte im Bereich der Förderung gesetzt 

werden sollten; die NBank könne keine politi-

schen Bewertungen vornehmen.  

Grundsätzlich sei es auch sehr schwierig, einzu-

schätzen, welche Förderung die größte Hebelwir-

kung habe und am zielgenauesten sei. Eine Er-

folgskontrolle von Einzelmaßahmen auf der Basis 

von Richtlinien sei leichter möglich; ein aussage-

fähiges Kennzahlensystem über die gesamte 

Förderlandschaft zu entwickeln, sei dagegen viel 

schwieriger. Bislang habe auch kein anderes 

Bundesland ein entsprechendes Kennzahlenset 

entwickeln können. Wenn es tatsächlich jeman-

dem gelänge, ein solches aufzusetzen, wäre dies 

wirklich eine bemerkenswerte Leistung.  

 

Aussprache 

Abg. Ulf Thiele (CDU) merkte an, grundsätzlich 

bestehe ein eigentlich ganz simples, vom Landes-

rechnungshof aufgegriffenes Dilemma: Auf der 

einen Seite würden politische Beschlüsse zu För-

derungen zur Erreichung politischer Ziele gefasst, 

die auf der anderen Seite durch Förderrichtlinien 

quantifiziert würden. Dies erfolge allerdings nur 

sozusagen über die Auszahlungsseite; seitens 

des Förderempfängers werde nicht dargestellt, 

inwiefern die dahinterstehenden politischen Ziele 

erreicht würden. Das wiederum könne dazu füh-

ren, dass der Haushaltsgesetzgeber, der die Mit-

tel zur Verfügung stelle, keine Chance habe, zu 

beurteilen, ob die politischen Ziele mit den einge-
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setzten Mitteln tatsächlich erreicht worden seien. 

Dies sei erst einmal negativ. 

Wenn es nicht oder kaum möglich sei, ein gene-

relles Kennzahlensystem über die gesamte För-

derlandschaft zu entwickeln, sollte geprüft wer-

den, ob nicht zumindest ein abgestuftes System 

entwickelt werden könnte, um - ohne einen zu 

hohen Aufwand zu betreiben - die Mittelempfän-

ger dazu zu bringen, die Zielerreichung so darzu-

stellen, dass der Haushaltsgesetzgeber beurtei-

len könne, ob die eingesetzten Mittel den ge-

wünschten Zweck erfüllten.  

Er, Thiele, sei der Überzeugung, dass man hier-

bei Verbesserungen erreichen könne und müsse; 

denn es sei die Pflicht der Politik, Steuergelder so 

einzusetzen, dass die angestrebten Ziele auch er-

reicht würden. Förderprogramme dürften nicht um 

ihrer selbst willen immer wieder verlängert wer-

den, wenn sie nicht dem Zweck dienten, für den 

sie einmal geschaffen worden seien.  

Er fragte, ob es entsprechende abgestufte Sys-

teme in anderen Ländern gebe, die gegebenen-

falls in Niedersachsen adaptiert werden könnten, 

oder ob es Überlegungen in der NBank zu einer 

besseren Erfolgskontrolle gebe, wodurch auch 

eine bessere Mittelsteuerung seitens des Haus-

haltsgesetzgebers ermöglicht würde.  

Herr Kiesewetter (NBank) führte aus, bei den 

einzelnen Richtlinien sei eine Erfolgsmessung 

durchaus möglich, z. B. sei bei der GRW-För-

derung die Anzahl der geschaffenen Dauerar-

beitsplätze ein Erfolgskriterium. Die Frage sei, wie 

auf einer oberen Ebene strategische Schwer-

punkte gesetzt werden könnten, ohne auf die ein-

zelnen Richtlinien zu schauen. Einige Bundeslän-

der versuchten, das Thema über Wirtschaftsfor-

schungsinstitute aufzugreifen, aber allgemeingül-

tige Lösungen gebe es auch dort nicht. 

Schwierig sei vor allem eine grundsätzliche Be-

wertung; denn bezüglich der Frage, wie effektiv 

und ob zu viel oder zu wenig Mittel eingesetzt 

worden seien, gebe es voraussichtlich unter-

schiedliche politische Auffassungen und Bewer-

tungen.  

Abg. Ulf Thiele (CDU) erkundigte sich, auf wel-

che Weise die Ergebnisse der Erfolgskontrollen 

der Einzelrichtlinien gemeldet bzw. kommuniziert 

würden, ob entsprechende Berichte regelmäßig 

oder nur auf Nachfrage an die Ministerien als Auf-

traggeber gingen oder ob nur eine interne Aus-

wertung vorgenommen werde. Den Haushaltsge-

setzgeber erreichten entsprechende Meldungen 

eher nicht.  

Herr Kiesewetter (NBank) antwortete, wie die 

Berichte erfolgten, sei durchaus verschieden und 

in den Richtlinien auch unterschiedlich geregelt.  

Verschiedene Richtlinien sähen Regelberichter-

stattungen vor, und gerade seitens der richtli-

niengebenden Ministerien werde immer nach den 

Entwicklungen gefragt. Es gebe auch entspre-

chende Statistiken, z. B. zur Belegungsbindung, 

die den zuständigen Ministerien zugeleitet wür-

den. Im Rahmen der Verwendungsnachweisprü-

fung bei der GRW-Förderung sei man angehal-

ten, zu prüfen, wie viele Arbeitsplätze tatsächlich 

geschaffen worden seien. Auch dort gebe es ge-

regelte Berichtswege zu den Auftraggebern.  

In den Verwaltungsratssitzungen der NBank wer-

de auch immer ein Überblick über die aktuellen 

Zahlen vorgelegt und stelle die NBank ihre Aktivi-

täten dar.  

MR’in Meine (MW) ergänzte, es gebe Erfolgsindi-

katoren auf verschiedenen Ebenen, die in den 

Richtlinien verankert seien. Bei relativ einfachen 

Erfolgsindikatoren - Outputindikatoren -, die die 

direkte Grundlage für eine Zuwendung seien, er-

halte das jeweilige Ministerium insofern einen gu-

ten Überblick, als es zu Rückzahlungen komme, 

wenn bestimmte Ziele nicht erreicht würden. Im 

Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung und 

häufig auch der Zweckbindungsprüfung, die bei 

Infrastruktursachen zum Teil 15 Jahre dauere, er-

halte das jeweilige Ressort im Rahmen der Rück-

forderung von Mitteln einen direkten Überblick.  

Des Weiteren bestehe die Möglichkeit, auf über-

geordneter Ebene Indikatoren zu benennen; dies 

sei allerdings deutlich schwieriger. Häufig handele 

es sich dabei um Ergebnisindikatoren, die nicht 

im Zeitraum der Förderung geprüft werden könn-

ten, sondern erst ein, zwei oder fünf Jahre später. 

Diese spielten dann keine Rolle für den Erfolg 

des einzelnen Projekts, sondern für den Erfolg ei-

ner Richtlinie insgesamt.  

Eine entsprechende Erfolgsmessung könne häu-

fig nur über Evaluationen erreicht werden, die 

einzeln ausgeschrieben werden müssten. Es 

komme auch darauf an, wie lange eine Richtlinie 

laufe und ob es sich um EU-Richtlinien handele, 

die häufiger evaluiert würden.  
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Vors. Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) merkte an, 

dieses Thema werde sicherlich in die Beratungen 

aller Fraktionen einbezogen werden; denn Förde-

rungen sollten nicht um ihrer selbst willen erfol-

gen, sondern damit sollten nachweisbar und 

messbar bestimmte Ziele erreicht werden.  

In diesem Zusammenhang sei auf die Nachhaltig-

keitsstrategie für Niedersachsen hinzuweisen, die 

die Landesregierung aufgelegt habe und deren 

Fortschreibung demnächst anstehe. Denn auch 

diese enthalte Erfolgsindikatoren für eine ganze 

Bandbreite von gesellschaftlichen Fragestellun-

gen. Sicherlich könnte gemeinsam mit dem Lan-

desamt für Statistik auch der eine oder andere In-

dikator identifiziert und in der Fortschreibung ab-

gebildet werden, der zumindest zeige, ob ein För-

derprogramm volkswirtschaftlich in die richtige 

Richtung gehe.  

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 4: 

Vorlagen 

 

Vorlage 248 

Bereitstellung von Landesmitteln zur Bewältigung 

der gesundheitlichen Großlage Coronavirus 

Schreiben des MF vom 20.05.2020 

 

Vorlage 249 

Bereitstellung von Landesmitteln zur Bewältigung 

der gesundheitlichen Großlage Coronavirus 

Schreiben des MF vom 26.05.2020 

Referat 14 (1413) 

 

Der Ausschuss nahm die Vorlagen ohne Aus-

sprache zur Kenntnis.  

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 5: 

a) Nachhaltige und standortnahe Holzproduk-

tion im Landeswald sichern - Flächenkulis-

se für natürliche Waldentwicklung realis-

tisch darstellen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/641 

b) Wald im Klimastress: Naturnahen Waldum-

bau beschleunigen, Dialog über die Zukunft 

des Waldes fördern 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/4481 

c) Niedersachsens Wälder für die Zukunft 

wappnen! 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/4492 

d) Wald im Wandel - Niedersächsische Wälder 

anpassen, schützen und als CO2-Senke 

nutzen! 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 

der CDU - Drs. 18/6229 

Zu a) erste Beratung: 12. Plenarsitzung am 

19.04.2018 

federführend: AfELuV  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. 

§ 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

Zu b) erste Beratung: 57. Plenarsitzung am 

13.09.2019 

AfELuV 

Zu c) erste Beratung: 57. Plenarsitzung am 

13.09.2019 

federführend: AfELuV  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. 

§ 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF 

Zu d) direkt überwiesen am 14.04.2020 

federführend: AfELuV  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. 

§ 39 Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF 

 

 

 

 

 

Mitberatung 

Beratungsgrundlage: Beschlussempfehlung des 

federführenden Ausschusses (Annahme des An-

trags unter d und Ablehnung der Anträge unter a, 

b und c) 

Wortmeldungen ergaben sich nicht.  

 

Beschluss 

Der - mitberatende - Ausschuss schloss sich der 

Beschlussempfehlung des - federführenden - 

Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz an, den Antrag unter d unver-

ändert anzunehmen und die Anträge unter a, b 

und c abzulehnen.  

 

zu a) 

 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE, AfD 

Ablehnung: FDP 

Enthaltung: - 

 

zu b) 

 

Zustimmung: SPD, CDU, AfD 

Ablehnung: GRÜNE 

Enthaltung: FDP 

 

zu c) 

 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE 

Ablehnung: FDP, AfD 

Enthaltung: - 

 

zu d) 

 

Zustimmung: SPD, CDU 

Ablehnung: - 

Enthaltung: GRÜNE, FDP, AfD 

 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/00501-01000/18-00641.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04481.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/04001-04500/18-04492.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06229.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

a) Niedersachsen in der Krise - Wie schafft 

das Land die Rückkehr zu gesellschaftli-

cher, ökonomischer, kultureller und bil-

dungspolitischer Normalität? 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/6294 

b) Corona-Krise in Niedersachsen durch Stu-

fenstrategie begegnen: Bürger, Unterneh-

men und öffentliche Einrichtungen in die 

Selbstbestimmung entlassen! 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/6299 

Zu a) erste Beratung: 75. Plenarsitzung am 

23.04.2020 

federführend: AfSGuG  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. 

§ 39 Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfHuF;  

mitberatend gem. § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 

Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfRuV, KultA, AfWuK 

Zu b) erste Beratung: 75. Plenarsitzung am 

23.04.2020 

federführend: AfSGuG  

mitberatend gem. § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 

Abs. 3 Satz 1 GO LT: AfRuV, AfIuS, AfHuF, 

KultA, AfWuK, AfWAVuD, AfELuV 

 

Mitberatung 

Der federführende Ausschuss hatte den Aus-

schuss für Haushalt und Finanzen um eine Stel-

lungnahme zu den in seinem Zuständigkeitsbe-

reich liegenden Punkten des Antrags zu b gebe-

ten.  

Abg. Peer Lilienthal (AfD) wies darauf hin, dass 

in den Zuständigkeitsbereich des Haushaltsaus-

schusses nur die Nrn. 25 und 26 des Antrags un-

ter b fielen. Dazu habe die Landesregierung in 

der Vorlage 1 zwar Stellung genommen; es stelle 

sich allerdings die Frage, ob es hinsichtlich Nr. 26 

- das planmäßige Ablegen der Prüfung der Fi-

nanz- und Steueranwärter - inzwischen neuere 

Erkenntnisse bzw. Entwicklungen gebe.  

LMR Vree (MF) erklärte, neuere Erkenntnisse lä-

gen der Landesregierung nicht vor. In der Vorla-

ge 1 sei der aktuelle Stand aufgeführt.  

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD) regte an, sich 

als Haushaltsausschuss die Ausführungen der 

Landesregierung in der Vorlage 1 zu den Nrn. 25 

und 26 zu eigen zu machen und dies dem feder-

führenden Ausschuss mitzuteilen. Dort sei u. a. 

ausgeführt, so die Abgeordnete, dass die Steuer-

akademie Niedersachsen den Ausbildungsbetrieb 

wieder als Präsenzbetrieb aufgenommen habe 

und die Länder gegenüber der Bundesregierung 

angeregt hätten, einen Gesetzentwurf zur Ergän-

zung des Steuerbeamtenausbildungsgesetzes 

auf den Weg zu bringen.  

Der - mitberatende - Ausschuss stimmte diesem 

Verfahrensvorschlag zu und machte sich die Aus-

führungen der Landesregierung im Hintergrund-

vermerk zum Entschließungsantrag der Fraktion 

der AfD in der Drucksache 18/6299 (Vorlage 1) zu 

den Nrn. 25 und 26 zu eigen. 

 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06294.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06299.pdf
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Aktuelle Corona-Programme

Niedersachsen-Soforthilfe Corona

Niedersachsen-Soforthilfe Corona mit finanzieller Unterstützung des 
Bundes

Niedersachsen Liquiditätskredit
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Schnelles Anlaufen der Niedersachsen-Soforthilfe Corona
 24. März Erlass des niedersächsischen Wirtschaftsministeriums

 Antragstellung: 25.03.2020 bis 31.03.2020  

 Ziel: Unterstützung aller gewerblichen Unternehmen, Soloselbständigen 
(Kleinst- und kleine Unternehmen mit Betriebsstätte in Niedersachsen),
0 – 49 MA

 Mittelherkunft: Landesmittel

 Fördersummen: 3.000 Euro / 5.000 Euro / 10.000 Euro / 20.000 Euro

 Hoher Ansturm von 220.000 Aufrufen in der ersten ¾ Stunde zum 
Programmstart

 Umschwenken des Antragswegs aufgrund der unzureichenden  
Performance des SAP-Kundenprotals

 Einführung von Automatisierungsschritten ermöglicht zügige Bewilligungen 
und Auszahlungen großer Mengen des Antragspensums

Aktuelle Corona-Programme
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Erfolgreiche Programmierung und Start der Niedersachsen-Soforthilfe 
Corona mit finanzieller Unterstützung des Bundes
 Antragstellung: 31.03.2020 (23:59 Uhr) bis 31.05.2020  

 Ziel: Unterstützung aller gewerblichen Unternehmen, Soloselbständigen 
(Kleinst- und kleine Unternehmen mit Betriebsstätte in Niedersachsen)
0 – 10 MA

 Mittelherkunft: Bundesmittel oder Landesmittel (je nach Unternehmens-
größe)

 Fördersummen: ≤ 9.000 Euro/ ≤ 15.000 Euro/ ≤ 20.000 Euro/ ≤ 25.000 Euro

 Über 70.000 Emails von Kunden in den ersten zehn Tagen 

 Hier neu: Ermittlung des dreimonatigen Liquiditätsbedarfs durch 
Gegenüberstellung der wegbrechenden Einnahmen und der Sach- und 
Finanzierungskosten; Keine Berücksichtigung von Personalkosten oder 
Lebenshaltungskosten 

 Anrechnung eines bereits bewilligten Landesantrags auf einen 
nachfolgenden Bundesantrag erhöht die Komplexität

Aktuelle Corona-Programme
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Schnelles Auflegen eines Niedersachsen-Liquiditätskredits aufgrund  
anfänglicher Akzeptanzprobleme beim KfW-Sonderprogramm
 Antragstellung: ab dem 24.03.2020 

 Ziel: Versorgung von kleinen und mittleren Unternehmen, Selbstständigen und 
Freiberuflern in Niedersachsen mit Liquidität bis 50.000 Euro
0 - 50 MA

 Start mit 60 Mio. Euro im Treuhandverfahren

 Am 17.04.2020 Umstellung auf Förderung von Unternehmen mit weniger als 11 
Mitarbeitern, um Überschneidungen mit KfW-Schnellkredit zu vermeiden

 Kredite werden nach Ausschöpfung der Treuhandmittel im Eigengeschäft vergeben

Zwei Kapitalerhöhungen durch das Land: 53 und 50 Mio. Euro in die 
Kapitalrücklage der NBank eingezahlt; Eigengeschäft der NBank wurde somit 
ermöglicht

 Beschleunigung durch Verfahrensumstellung: Angebotsabgabe mit vollständigen 
Vertragsunterlagen erfolgt nun durch den Antragsteller. Nach positiver Prüfung der 
Kreditbewilligungsvoraussetzungen nimmt die NBank das Angebot an und zahlt aus

Aktuelle Corona-Programme
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Zusammenfassend

Schnelle Bearbeitung, hohe Volumina, Zuverlässigkeit und großer Einsatz!
 In einem normalen Förderjahr bewilligt die NBank durchschnittlich gut 20.000 Förderungen

 Seit dem 24.03.2020 wurden alleine bei den drei Corona-Programmen mehr als 127.000 
Anträge mit einem Volumen von mehr als einer Milliarde Euro bewilligt und ausgezahlt 
(Stand 27.05.2020)

 Bei korrekter Antragstellung der Soforthilfe vergehen vom Antragseingang bis zum 
Geldeingang auf dem Kundenkonto maximal 5 Tage

 Automatisierte und individuelle Sicherheitsmechanismen zur Betrugsprävention wurden 
etabliert

 Für die Beratung und Bewilligung standen zeitweilig mehr als 500 Personen zur Verfügung

 Die Arbeitszeiten wurden auf 06:00-22:00 Uhr sowie auf Wochenenden und Feiertage  
ausgeweitet

 Bis Ende Juni werden fast 50.000 Überstunden geleistet, um die niedersächsischen 
Unternehmen schnellstmöglich zu unterstützen



Hannover
04.03.2020

Erfolgsmessung - Förderrichtlinien des Landes 

Anlage 3
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Hintergrund des Auftrags

Vorangegangen ist eine Diskussion zwischen AfHuF und LRH:

 Der LRH hat über die Jahre 2014-2018 unterschiedliche Kritikpunkte in 
einzelnen Zuwendungsbereichen festgestellt 

 Verbesserungsbedarf besteht insbesondere bei den zur Verfügung 
stehenden Informationsgrundlagen zur strategischen Planung des 
Fördermitteleinsatzes

 Aus Sicht des LRH ist eine systematische Erfolgskontrolle ein Schlüssel-
instrument für die Steigerung der Effizienz im Förderbereich

 Der LRH sieht zudem in der Offenlegung der Ergebnisse von Erfolgs-
kontrollen eine wichtige Informationsgrundlage für den Haushalts-
gesetzgeber

 Eine reine Umgestaltung des Subventionsberichts erachtet der LRH als 
nicht zielführend 

1
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Auftrag an die NBank

 Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen hat die NBank gebeten, auf 
Grundlage der Empfehlungen des LRH zum Thema Förderrichtlinien der 
Landesregierung, eine Stellungnahme zur Einführung eines 
Kennzahlensystems zur Messung der Zielerreichung von 
Förderrichtlinien in Niedersachsen abzugeben

2
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Förderbereiche des Landes 

 In Niedersachsen werden Antragsteller durch eine Vielzahl finanzieller 
Förderungen unterstützt

 Aktuell setzt sich die niedersächsische Förderlandschaft* aus mehr als 
200 Förderrichtlinien zusammen

 Bei mindestens 42 Richtlinien, die an anderer Stelle abgewickelt 
werden, bestehen thematische Überschneidungen mit den 
Förderschwerpunkten der NBank 

 Neben der NBank treten zahlreiche weitere Akteure als bewilligende 
Stellen auf 

 Darunter befinden sich sowohl Ministerien, als auch Behörden und 
sonstige Stellen

3

*nach §§ 23 und 44 der Nds. Landeshaushaltsordnung (Zuwendungen)
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Bewilligende Stellen neben der NBank sind z.B.:

 Ämter für regionale Landesentwicklung

 Polizeidirektionen

 Nds. Ministerium für Inneres und Sport

 Landesaufnahmebehörde Nds. 

 Oberlandesgericht Oldenburg 

 Landesarbeitsgericht 

 Landesschulbehörde

 Nds. Landesinstitut für schulische 

Qualitätsentwicklung 

 Stiftung nds. Gedenkstätten 

 Landwirtschaftskammer Nds. 

 Nds. Ministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

 Nds. Landesamt für Verbraucherschutz und 

Lebensmittelsicherheit 

 Staatliches Fischereiamt 
 Nds. Landesamt für Soziales, Jugend und 

Familie

 Alfred Toepfer Akademie für Naturschutz 

 Nds. Landesamt für Wasserwirtschaft, Küsten 

und Naturschutz 

 Nationalpark und Biosphärenverwaltung

 Nds. Landesbehörde für Straßenbau und 

Verkehr

 Landesnahverkehrsgesellschaft Nds. mbH

 Nds. Landesamt für Denkmalpflege

 Nordmedia

Förderbereiche des Landes 3
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Fördergeschäft der NBank 

 Das Förderportfolio der NBank besteht aktuell aus Zuschuss-, Kredit- und 
Beteiligungsprodukten

 Die Förderschwerpunkte liegen in den Bereichen Wirtschafts-, Infrastruktur-, 
Arbeitsmarkt- und Wohnraumförderung

 Zurzeit nutzen sieben Ministerien die NBank zur Abwicklung ihrer 
Förderprogramme

 Die NBank bewilligte 2019 programmübergreifend insgesamt ca. 928 Mio. 
Euro

 Das Förderportfolio umfasst sowohl EU-Strukturfondsmittel, als auch 
Landes- und Bundesmittel

4
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Bewilligte Mittel nach auftraggebenden Ministerien (2019)
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Gesamt: 928 Mio. €*
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Bewilligte Mittel nach Förderschwerpunkten (2019)

Wirtschaftsförderung Infrastrukturförderung
Arbeitsmarktförderung Wohnraumförderung

186 Mio. € 198 Mio. €

424 Mio. €

120 Mio. €

4 Fördergeschäft der NBank 

Gesamt: 928 Mio. €
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Summe der Zuschüsse – Vergleich 2018/2019
Mio. €

4 Fördergeschäft der NBank 
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Gesamt 2019: 517 Mio. €
Gesamt 2018: 483 Mio. €

(Hochwasserhilfe)



Seite 11

Summe der Kredite und Beteiligungen – Vergleich 2018/2019

Mio. €

4 Fördergeschäft der NBank 
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Erfolgsmessung in der Förderpraxis

 Bei der Erfolgsmessung von Förderung gilt es zunächst zwischen zwei 
Ansätzen zu unterscheiden:

 Die Zielsetzung der jeweiligen Richtlinie und die damit verbundenen 
grundsätzlichen politischen oder wirtschaftlichen Ziele 

 Die Erfolgskontrolle der Einzelmaßnahmen aus den Förder-
programmen, die auf den Richtlinien basieren (z.B. durch die 
Abfrage der Monitoringdaten)

 Richtlinien verfolgen in der Regel das übergeordnete Ziel, strukturelle 
Anreize für Regionen, Branchen oder bestimmte Zielgruppen zu setzen 

 Die individuellen und kleinteiligen Erfolgskriterien der Projekte leiten sich 
unmittelbar aus dem übergeordneten Zweck der Richtlinien ab

 Grundsätzlich gibt es also einen engen Zusammenhang zwischen 
erfolgreich durchgeführten Projekten und positiven strukturellen 
Veränderungen 

 Im Einzelfall kann es jedoch vorkommen, dass trotz eines erfolgreichen 
Projekts das angestrebte übergeordnete Ziel nur teilweise oder gar nicht 
erreicht wurde, was eine aussagekräftige Messung erschwert 

5
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Erfolgsmessung in der Förderpraxis

 Die einzelnen Förderprogramme der NBank unterscheiden sich nach 
Förderzweck, Mittelumfang und Empfängerkreis erheblich voneinander

 Zur Darstellung der Diversität werden folgende Programme näher 
betrachtet:

 Einzelbetriebliche Investitionsförderung (GRW)

 Wohnraumförderung

 Innovative Bildungsprojekte der beruflichen Erstausbildung

5
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Einzelbetriebliche Investitionsförderung (GRW) 

 Förderzweck der GRW-Förderung ist die Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstrukturen bei bestehenden Standortnachteilen für 
gewerbliche Betriebe

 Erfolgskriterium bei der Messung ist die Anzahl der geschaffenen 
Arbeitsplätze (mind. 10% Steigerung zur ursprünglichen Anzahl der 
Arbeitsplätze im Betrieb)  

 Parameter wie bspw. die Entwicklung der Umsatzzahlen, die Anzahl der  
Neugründungen oder die Anzahl der Unternehmensnachfolgen werden 
nicht erfasst

 Die Anzahl geschaffener Arbeitsplätze hat als alleiniger Indikator für 
Wirtschaftswachstum zwar eine gewisse Aussagekraft, gibt aber nur 
einen kleinen Teil möglicher Einflussfaktoren wieder  

Erfolgsmessung in der Förderpraxis5
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Wohnraumförderprogramm 

 Der Förderzweck der Wohnraumförderung ist die Sicherstellung der 
Verfügbarkeit von bedarfsgerechtem, klimaschonendem und vor allem 
bezahlbarem Wohnraum

 Entsprechend unterteilt sich die Förderung in die Schwerpunkte 
Mietwohnungsbau, energetische Modernisierung und die Schaffung von 
Wohneigentum

 Die Erfolgskontrolle erfolgt über die Anzahl neugeschaffener 
Wohnungen, Belegungsbindungen für Investoren, 
Eigennutzungsverpflichtungen und Fertigstellungsanzeigen der 
Sachverständigen

 Hier gibt es also relativ aussagekräftige Messkriterien für den Erfolg der 
Förderung, weil die Kriterien konkret greifbar sind

Erfolgsmessung in der Förderpraxis5
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Innovative Bildungsprojekte der beruflichen Erstausbildung

 Der übergeordnete Förderzweck der Richtlinie ist die Verbesserung des 
Übergangs von der Schule in den Beruf für junge Menschen

 Hierzu werden neue Bildungsansätze zur Bewältigung der Schwelle in 
die Beschäftigung entwickelt und erprobt

 Die Erfolgsmessung findet über einen Abgleich der Teilnehmerzahlen 
hinsichtlich einer erfolgreichen Unterstützung sowie anschließender  
Vermittlung in den Arbeitsmarkt statt

 Teilnehmen können Schülerinnen und Schüler, Auszubildende, 
Jugendliche im Allgemeinen und Bildungsverantwortliche

 Ob die Teilnehmenden im späteren Berufsleben wirklich erfolgreich sind, 
lässt sich allerdings mit den zur Verfügung stehenden Instrumenten 
kaum analysieren und messen

Erfolgsmessung in der Förderpraxis5
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 Grundsätzlich ist die Erfolgsmessung im Rahmen des Fördermittel-
einsatzes ein sinnvolles und erforderliches Instrument zur Bewertung der 
Wirtschaftlichkeit und Angemessenheit bei der Verwendung öffentlicher 
Mittel

 Programmspezifisch wird in der Regel eine konkrete Erfolgsmessung 
durchgeführt und zur Bewertung der jeweiligen Projekte genutzt

 Die zur Bewertung herangezogenen Parameter variieren allerdings je nach 
Programm deutlich 

 Ein einheitliches und arithmetisches Kennzahlensystem über die gesamte 
Förderlandschaft wäre erstrebenswert, erscheint jedoch aufgrund der 
Individualität der Ziele und Zielgruppen der einzelnen Programme 
schwierig umzusetzen

 Insbesondere Programme mit sowohl qualitativer als auch quantitativer 
Indikatorik, könnten für ein hochkomplexes Kennzahleninstrument sorgen 

 Empfehlung: Die individuelle Erfolgsmessung sollte beibehalten, optimiert 
und nach Möglichkeit um ein Interpretationsinstrument erweitert werden

Empfehlung6



Die NBank ist die Investitions- und

Förderbank des Landes Niedersachsen

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
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